
. 
~ 

ß· qYQl der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates XVIII. Gesetzgeb~i-j~~ilCliode 

BUNDESMINISTER 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

DR. MICHAEL AUSSERWINKLER 

GZ 114.140/26-I/0/14/a/93 

Herrn 
Präsidenten des Nationalrates 
Or. Heinz FISCHER 

Parlament 
1017 Wien 

A·I031 Wien, Radetzkystraße 2 
Telefon: 02221711 72 
Teletex: 322 1564 BMGSK 
DVR: 0649856 

42?5iAB 
1993 -()4. '4 

zu~Q~1- /J 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Madeleine Petrovic und FreundIn­
nen haben am 18. Feber 1993 unter der Nr. 4297/J an mich beilie­
gende schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend die "Kosten 

der Fluortablettenaktion in den öffentlichen Schulen für die 
Schuljugend bis zu 14 Jahren" gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Die seitens des Gesundheitsressorts - in der Frage ist 

versehentlich das Unterrichtsministerium angesprochen - für die 
Fluortablettenaktion bzw. für die angeführten Organisationen 
aufgewendeten Mittel sind den beiliegenden Beantwortungen der an 
mich gerichteten Anfragen Nr.283l/J und Nr. 3540/J zu entnehmen. 

Zu Frage 2: 

Die Beantwortung dieser Frage fällt in die Zuständigkeit des 

Bundesministers für Unterricht und Kunst. Ich verweise daher auf 
seine diesbezüglichen Ausführungen in der in der Präambel der 
Anfrage zitierten Anfragebeantwortung. 
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Zu Frage 3: 

Vom Gesundheitsressort werden Teile der Kosten für den Ankauf von 
Fluortabletten übernommen. Die Organisation, Durchführung, Kon­
trolle und Dokumentation der Aktion liegt bei den Bundesländern. 

In den Jahren von 1973 bis 1986 wurden vom Gesundheitsressort die 

Kosten für je 6.000 Schüler/innen bei jenen Bundesländern übernom­

men, die die Aktion durchführten. 

Nach einer Neuregelung der Aktion im Jahr 1986 wird dem Gesund­

heitsressort von den Ämtern der Landesregierungen der mengenmäßige 

Gesamtbedarf pro Schuljahr gemeldet, von dem ein Teil der Kosten 

übernommen wird. Ausgehend von einer Tablettenabgabe von rund 200 
Stück pro Schüler/in und Jahr errechnen sich folgende Schülerzah­

len für die Bedarfsmeldungen 1987-1992: 

Jahr Schüler/innen 

1987: ca. 104.100 
1988: ca. 108.875 
1989: ca. 96.950 
1990: ca. 93.700 
1991: ca. 79.750 
1992: ca. 76.000 

Zu Frage 4: 

Zur Frage der rechtlichen Grndlagen der Fluortablettenaktion ver­

weise ich auf meine diesbezüglichen Ausführungen in der Beantwor­
tung der Anfrage Nr. 283l/J. 
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BEILAGEN 

Anfrage: 

I. 1957 wurde mit Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht vom 27. August 1957, ZI. 
59.436-1911957, "GEBRO" G. Broschek K.G. Schulaktionen zur Fluor-Kariesprophylaxe, 
und mit Unterstützung der Pharmatirma GEBRO/Fieberbrunn die Fluol1ablettenaktionan 
den öffentlichen Schulen für Kinder bis zu 14 Jahren eingeführt. Die Aktion, an der außer 
der Pharmatirma GEBRO auch die nachfolgend genannten Organisationen (ÖA V, ÖGZ, 
AGZ) beteiligt waren bzw. sind, wird seither ohne Unterbrechung durchgeführt. 

Welche finanziellen Mittel LInd zu welchem Zweck wurde seitens des Bundesministeriums 
für Unterricht lind Kunst von I C)7J bis heute an 

a) die Pharmafirma GEBRO/Fieberbrunn 
b) die Österreichische Gesellschatlllir Zahnhygiene (ÖGZ) 
c) die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit (ÖA V) 

sowie deren Sektion Jugendzahnpflege 
d) Die Arbeitsgemeinschaft fiir Zahngesundheitserziehung (AGZ) 
e) den Fonds Gesundes Österreich 
t) verschiedene Werbeagenturen 
g) die Landesschulräte und Schulbehörden 
h) sonstige 

flir Organisation, Werbung, Material, Medikamente, (Fluor-)Zahnpasten. Personal 
(Übenvachung der Aktion, Betreuung der Schulen, Schüler und Lehrerinnen) eIe. 
vergeben, aufgeschlüssell nHl.:h .Iahren lind Verwendungszweck ? 

2. Wie hoch sind die jährlichen Kosten für die Organisation und tägliche Verteilung der 
Fluorpräparate an die Schulkinder sowie die Beaufsichtigung dieser medizinischen Be­
handlung durch die LehrerInnen schon aufgnmd des erforderlichen großen Zeitaufwands 
und der hohen beteiligten Schülerzahlen, aufgeschlüsselt nach Zeitaufwand und Personal­
kosten im Zeitraum von 1973 bis heute, sowie nach Jahren und Verwendungszweck, zu 
veranschlagen ? 

3. Wie hoch sind die Anzahlen der an den Fluoraktionen beteiligten SchülerInnen und Lehrer­
Innen im Zeitraum von 1973 bis heute, aufgeschlüsselt nach Jahren? 

4. Aufgrund welcher konkreten gesetzlichen Bestimmungen, Verordnungen und Ermächti­
gungen Wurden und werden diese Aktionen in den öffentlichen Pflichtschulen seit 1973 
durchgeführt und ist es in diesem Zeitraum zur Ändenmg von Rechtsgründlagen gekom­
men? Wenn ja, wani1 und welcher? 
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BUNDESMINISTER 
für Gesundheit. Sport und Konsumentenschutz 

DR. MICHAEL AUSSERWINKLER 

A-L031 Wien. Radetzkvstraße .2 
Telefon: 0222111 72 . 
Teletex: 322 1564 BMGSK 
OVR: 0649856 

o 

GZ 1140140/125-I/D/14/a/92 

Herrn 
Präsidenten des Nationalrates 
Dr. Heinz FISCHER 

Parlament 
1017 Wien 

Oie Abgeordneten zum Nationalrat Mago Oro Madeleine Petrovic und 
FreundInnen haben sm 20 Oktober 1992 unter der Nr. 3540/J an mich 

beiliegende schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend die 

"Bedenken in der Fluor-Kariesprophylaxe" gerichtet 0 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt~ 

Zu Frage 19 

Da die vorliegende Anfrage zur Fluor-Karies-Prophylaxe im 

wesentlichen die gleichen Fragen enthält wie die vorangegangene 

Anfrage Nr. 283l/J, verweise ich grundsätzlich auf meine Beant­

wortung vom 17. Juni 19920 

Den bereits in der Präambel der Anfrage erhobenen Vorwürfen, meine 
Anfragebeantwortung vom 17.Juni 1992 sei "unwahr, sachlich falsch, 
unvollständig und fachlich unqualifiziert" mUß ich jedenfalls auf 

das entschiedenste entgegentreten. 

Dies gilt insbesondere für den Vorwurf, die darin wiedergegebenen 
Expertenmeinungen aus dem In- und Ausiand sowie die Empfehl.ungen 

internationaler Gremien (insbesondere auch Weltgesundheits-
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organisation und Europarat) stützten sich auf falsche und 

naturwissenschaftlich längst widerlegte Behauptungen einer 

"international organisierten Fluor-Lobby". 

Ich möchte zunächst ergänzend auf einige Punkte eingehen, die sich 

auf die in der Anfrage zur Argumentation herangezogenen Arbeiten 

beziehen. 

Wie die in der Anfrage angeführten Literaturzitate zeigen, werden 

zur Stützung der Argumentation fast ausschließlich Arbeiten von 

Ing. Ziegelbecker herangezogen. Es liegen aber wesentlich mehr 

wissenschaftliche Arbeiten zum Thema Wirksamkeit von Fluoriden in 

der Kariesprophylaxe vor, als in der Anfrage zitiert und berück­

sichtigt werden (allein über 50 Publikationen in den Jahren 1990 -
1992) • 

Auch zur Frage der karzinogenen Wirkung be~ Einsatz von Fluoriden 

zur Kariesprophylaxe wird die Argumentation wieder vorwiegend auf 

die Darstellung der Kritik anderer Forschungsarbeiten durch Inge 

Ziegelbecker gestützt und angegeben, daß diese Ergebnisse hochsig­

nifikant und unwidersprochen seien. Zu dieser Thematik liegen aber 

Untersuchungen, u.a. eine Meta-Analyse der IARe, vor, die die ge­
genteilige Position belegen. 

Ich habe Ihre Anfrage auch dem Österreichischen Statistischen 
Zentralamt zug~leitetp wobei mir mitgeteilt wurde, daß die der 
Anfrage zugrundeliegende sogenannte Ii Meta-Ana1yse IV zu viele Unkor­

rektheiten in der methodischen Anwendung enthält, als daß die 
Hypothese "Fluoride in der Kariesprophylaxe sind nicht nur 

wirkungslos, sondern auch gefährlich" ausreichend gestützt 

erscheint. In einer solchen kontroversen Thematik widerspricht es 

statistisch-wissenschaftlichen Grundsätzen, fast ausschließlich 

Arbeiten eines Autors zu zitieren, ohne auch zu Arbeiten mit 

gegenteiligen Ergebnissen wissenschaftlich korrekt Stellung zu 
nehmen. 

4235/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 5 von 61

www.parlament.gv.at



- 3 -

Der Vorwurf des Lobbyismus allein als Gegenargument für For­

schungshypothesen und -ergebnisse widerspricht einer wissen­

schaftlichen Vorgangsweise. 

Die Angabe, daß wel twei t die Karieshäufigkeit ste1igt und dafür der 

Zuckerkonsum verantwortlich ist, ist in dieser Form nicht nach­

vollziehbar. Mir liegen Angaben vor, wonach die Karieshäufigkeit 

in einzelnen Regionen unterschiedliche Trends zeigt, weltweit eher 
sinkt, jedenfalls aber von einer Vielzahl von Faktoren beeinflußt 

wird. Ich kann mich aber Ihrer Ansicht durchaus anschließen, daß 

aus präventivmedizi~ischer Sicht auch die Förderung einer gesund­
heitsbewußten Ernährung der Bevölkerung eine wichtige Zielsetzung 
darstellt. 

In der Anfrage wird auch unter anderem ein Gutachten von 

Univ.Prof. GÖLLES aus dem Jahr 1983 zitiert, das angeblich eine 

vernichtende Kritik der Arbeiten zur Wirksamkeit von F1uoridie­

rungsmaßnahmen enthält. Ich darf dieses Gutachten ebenfalls zitie­
ren, und zwar jene Passage, die zu den als wissenschaftlichen 

Gegenbeweis eingebrachten Arbeiten Stellung nimmt: "Jene Arbeiten, 

auf die Ing.ZIEGELBECKER hinweist, daß sie den Nachweis erbringen, 

daß zwischen Fluoridierungsmaßnahrnen und Karieshemmung kein Zusam­

menhang besteht, müßten einer statistisch-medizinischen Analyse 

unterzogen werden." Insgesamt läßt das Gutachten von 

Univ.Prof.GÖLLES die Frage der Nicht-Wirksamkeit von Fluoriden zur 

Kariesprophylaxe weiterhin offen. 

Ausdrücklich feststellen möchte ich, daß für mich als Arzt und 

Gesundheitsminister nicht die isolierte Durchführung von 

Fluoridierungsmaßnahmen im Vordergrund steht, sondern vielmehr 

eine wirkungsvolle Verbesserung der Zahngesundheit der Bevölke­

rung. 
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Wie ich bereits in meiner Anfragebeantwortung Nr. 2831/ J vom 
l7.Juni 1992 einleitend hervorgehoben habe, stellt die Anwendung 
von Fluorid-Ionen im Rahmen der Kariesprophylaxe nur eine der vier 

präventiven Interventionen dar, die die anderen Maßnahmen - Hygie­

ne, Ernährung und zahnärztliche Kontrolle - nicht ersetzen kann, 

aber unterstützt. 

Da aber meiner Ansicht nach das Instrument der parlamentarischen 

Anfragen als Plattform wissenschaftlicher Kontroversen über prä­

ventive Maßnahmen nicht geeignet erscheint, werde ich eine Studie 

zur Bewertung von kariesprophylaktischen Maßnahmen, insbesondere 

der neuerlichen Bewertung von Fluoriden in der Kariesprophylaxe, 

in Auftrag geben. 

Im Rahmen dieser Studie sollen die vorhandenen Arbeiten zur gegen­

ständlichen Thematik - im Hinblick au~ beide Standpunkte -
neuerlich aufgearbeitet und auch eine Neubewertung der Prio­
ritätensetzung hinsichtlich unterschiedlicher Kariesprophy­
laxeprogramme vorgenommen werden. In diesem Zusammenhang, werde ich 

auch die in Vollziehung des Arzneimittelgesetzes tätigen Gutachter 

beauftragen, eine neuerliche Nutzen- Risiko-Bewertung vorzunehmen. 

Zu Frage 2: 

Bezüglich der Fragestellung im Zusammenhang mit dem Obersten Sani­

tätsrat verweise ich auf die Ausführungen in der Anfragebeant­
wortung Nr.2831/J und darf folgende durch die nunmehr vorliegende 
Anfrage gebotene Ergänzungen hinzufügen: 

al: 

Grundsätzlich darf ich festhalten, daß es einerseits immer Spezi­
alfragen geben wird, in denen erforderlichenfalls nicht dem OSR 
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angehörende Experten beigezogen werden müssenp 
und andererseits der OSR nicht das einzige beratende Organ des 
Bundesministers ist,. der im übrigen. auch IOnicht institu­

tionalisierte" Experten bzwo Expertenkommissionen zur Beratung 

heranziehen kann. 

Oie derzeitige Zusammensetzung des OSR habe ich bei meinem Amtsan­
tritt vorgefunden" Ob eine generelle Erweiterung des Sachverstän­
digenkreises im OSR für die Bewältigung seiner Aufgabenstellungen 
erforderlich ist,. werde ich auf Grund der in der laufenden Funk­

tionsperiode gewonnenen ErfahruIlgen beurteilen" 

bl: 

Die Empfehlungen des OSR im Zusammenhang mit der Fluorprophylaxe 

sind ebenso wie die mit diesen im Einklang stehende Durchführung 

der Maßnahmen zur Kariesprophylaxe in den Ländern sowohl der Öf­
fentlichkei t als auch den Abgeordneten bekannt bzw 0 bekannt gege­
ben worden" Von I9Geheimwissenschaft~ kann daher nicht gesprochen 
werden 0 

Schriftliche oder mündliche Berichte einzelner Mitglieder des OSR 
sowie andere interne Aufzeichnungen,. wie Sitzungsprotokolle,. sind 

nach der Geschäftsordnung grundsätzlich nicht zur Weitergabe 

bestimmt 0 Ungeachtet dessen werde ich al'o~ gemeinsam mit den 

Mitgliedern des OSR Überlegungen anstellen,. in welcher Weise die 
fachlichen Erwägungen,. die einer Empfehlung vorangehen, auch einer 

breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden können" 

cl: 

Der auf Seite 3 der Anfragebeantwortung vom 220Juni 1992 genannte 

Termin der Empfehlung in der Vollversammlung des OSR vom 22.Juni 

1974 ist zutreffend" 
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In der Aufzählung der Termine auf Seite 10 ist dieser - bereits 

auf Seite 3 genannte = Termin nicht mehr angeführt worden. ICh 

bedaure, daß dies zu Unklarheiten geführt hat. 

Der - nach Ihren Unterlagen - in einem Brief von Prof.KRAUPP an 

Ing. ZIEGELBECKER erwähnte Termin 14.1101974 muß ein Irrtum sein, 

da an diesem Tag keine Vollversammlung des OSR stattfand. 

Der Sitz der ÖAV war ab Gründung jeweils sm Amtssitz des Gesund­

heitsministeriums, doho zunächst im Regierungsgebäude 1010 Wien, 

Stubenring 1 und seit der Übersiedlung des Gesundheitsministeriums 

in 1031 Wien, Radetzkystraße 20 

In der ÖAV sind derzeit keine aktiven Beamten des Gesund­

heitsministeriums als Funktionäre tätig. Min.Rat ioRoKurt Ze~nsky 

als aktiver Beamter in der Zeit von Ende 1989 bis Ende April 1992 

und Dr.A.Krassnigg von 1984 bis Ende 1992 als Sektionschef ~ 

Ruhestand waren in das Präsidium kooptierto 

Diese Tätigkeiten wie auch die anderer Funktionäre der ÖAV 

erfolgten ausschließlich ehrenamtlich. 

Die finanziellen Mitteln der ÖAV werden gemäß ihren Statuten durch 

Subventionen, Spenden, Beitrittsgebühren, Mitgliedsbeiträge sowie 

durch freiwillige Zuwendungen von Förderern aufgebracht. 
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Welche Vereinbarungen der Verein mit welchen Stellen bezüglich 
Finanzierung von Vorhaben trifft, ist Vereinssache. Welche Förde­

rungen das Gesundheitsressort und für welche Zwecke gewährt hat 

ist folgender Tabelle zu entnehmen: 

1974 Weiterführung der Tätigkeit 

Feier des 
Weltgesundheitstages 

1975 Weiterführung der Tätigkeit 

Feier des 

Weltgesundheitstages 

5 

5 

5 

S 

5 

5 

1976 Weiterführung der Tätigkeit S 

Feier des 
Weltgesundheitstages S 

Film für Weltgesundheitstag S 

1977 Öffentlichkeitsarbeit 
Feier des 

Weltgesundheitstages 

s 

5 

5 

150.000,--

18.177,36 

168.177,36 

150.000,--

10.560,10 

160.560,10 

.150.000, --

34.757,08 

2.712,72 

187.469,80 

150.000,--

13.433,18 

----------------~-

1978 Öffentlichkeitsarbeit 

Weltgesundheitstag 

5 

5 

5 

163.433,18 

150.000,--

91.737,1: 

----------~-------
5 241.737,1: 
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1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

- 8 -

Öffentlichkeitsarbeit 

Weltgesundheitstag 

Öffentlichkeitsarbeit 

Weltgesundheitstag 

Veröffentlichung zum Thema 

"Alkohol- und Drogenproblem" 

Öffentlichkeitsarbeit 

Weltgesundheitstag 

Öffentlichkeitsarbeit und 

Seminar 

Weltgesundheitstag 

Projekt Moosham 

Pilzmodell 

Öffentlichkeitsarbeit 

Weltgesundheitstag 

Öffentlichkeitsarbeit 

Weltgesundheitstag 

S 

S 

S 

S 

S 

S 

S 

S 

S 

150.000,--
117.538,74 

267.538,74 

150.000,--

123.118,32 

10.000,--

263.118,32 

150.000,--

125.640,41 

--------~---------
S 275.640,41 

S '200.000,--

S 96.937,62 

S 100.000,--

S 75.000,--

------------------
S 471.937,62 

S 200.000,--

S 136.037,99 

------------------
S 336.037,99 

S 200.000,--

S 86.000,--

------------------
S 286.000,--
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1985 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Weltgesundheitstag 

Hör- und Sehtestgeräte 

1986 Öffentlichkeitsarbeit und 

Betrieb 

Weltgesundheitstag 

1987 

Hör- und Sehtestgeräte 

Öffentlichkeitsarbeit 

Weltgesundheitstag 

1988 Öffentlichkeitsarbeit und 

Tonbanddienst 

S 

S 

S 

S 

s 
S 

S 

S 

S 

S 

s 

S 

Weltgesundheitstag S 

Österr. Arbeitsring für Lärm-

bekämpfung S 

s 

1989 Öffentlichkeitsarbeit, Ton-

banddienst, Personalkosten S 

Weltgesundheitstag S 

Hör- und Sehtestgeräte S 

Österr. Arbeitsring für Lärm-

bekämpfung S 

S 

200.000,--

155.329,51 

618.000,--

973.329,51 

200.000,--

212.076,18 

560.000,--

972.076,18 

200.000,--

185.000,--

385.000,--

200.000,--

130.000,--

100.000,--

430.000, --

290.000, --

250.000, --

150.000, --

125.000,--

815.000,--
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1990 Öffentlichkeitsarbeit S 300.000,--

Seminar Gesunde Städte S 125.000,--

Weltgesundheitstag S 160.000,--

Personalkosten S 164.000,--

Österr. Arbeitsring für 

Lärmbekämpfung S 200.000,--

Geräte für Tagungen S 90.000,--

Hör- und Sehtestgeräte S 155.000,--

--------------~---
S 1.194.000,--

1991 Öffentlichkeitsarbeit S 300.000,--

Enquete Sterben in Österreich S 2500000,--

Weltgesundheitstag inkl. 

Zeichenwettbewerb S 325.000,--

Österr. Arbeitsring für Lärm-
bekämpfung S 200.000,--

Personalkosten S 177.000,--

------------------
S 1~252.000,--

1992 Öffentlichkeitsarbeit S 400.000, --
Personalkosten S 240.000,--

Hör- und Sehtestgeräte S 286.000, --
Österr. Arbei tsring für Lärm-
bekämpfung S 200.000,--

Projekt Gesunde Schule S 140.000,--

Weltgesundheitstag S 150.000,--

-~----------------
S 1.416.000,--

Konkrete Aufzeichnungen über an die ÖAV gewährte Subventionen lie­
gen ab 1974 vor. 
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Der Weltgesundheitstag wurde zunächst nur in Wien gefeiert, dann 
wurden die Feiern auch in den Bundesländern organisiert. 

Die Mittel für Öffentlichkeitsarbeit sind nicht einem speziellen 

Fachzweck zugeordnet. Aussendungen der ÖAV zur Propagierung der 

Fluorprophy1axe sind meinem Ressort nicht bekannt. 

e. 5. : 

Die Tätigkeit des Präsidenten der ÖAV erfolgt seit Gründung statu'" 

tengemäß ausschließlich ehrenamtlich. 

e.6.: 

Die Organisation der administrativen Angelegenheiten der ÖAV 

stellt eine interne Vereinsangelegenheit dar. 

Zu Frage 3: 

3.1.: 

Die Gesamtkosten für die Fluoraktionen in Österreich sind mir 

nicht bekannt. Oie F1uortablettenaktion ist eine Maßnahme der Bun­
desländer, die von meinem Ressort unterstützt wird. Welche Mittel 

das Gesundheitsressorts seit Einführung der Aktion jährlich dafür 

aufgewendet hat, wurde bereits in der Anfragebeantwortung 
Nro2831/J dargelegt. 

Welche Beträge die Firma Gebro erhalten hat, ist mir nicht be­

kannt. 

Welche Beträge das Gesundheitsres$ort,für den Ankauf von Fluo:-ta­
bletten (Erzeuger Fa.Gebro, Bezug Rosenapotheke Kitzbühel) au=ge­

wendet hat, ist der Beantwortung der Anfrage Nr. 2831/J auf den 

Seiten 12 und 13 zu entnehmen. 
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3.3.: 

Diesbezüglich darf ich auf die oben angeführten Ausführungen zu 

Frage 2 (e.2.) verweisen. 

3.4.: 

Der Fragestellung ist nicht zu entnehmen, von wem Ihrer Meinung 

nach Werbe aktionen der öGz finanziert -worden sein sollen. 

Aus den Budgetaufzeichnungen des Gesundheitsressorts, die bis in 

das Jahr 1973 zurückreichen, ergibt sich jedenfalls kein Hinweis 

auf eine Zuwendung durch das Gesundheitsressort. 

Hiezu ist festzuhalten, daß jedenfalls seit 1985 keine Beamten des 
Gesundheitsressorts dem Vorstand der AGZ angehören. Für "die Zeit 

davor liegen mir keine Unterlagen vor. 

Wie die AGZ ihre Vorhaben finanziert, entzieht sich meiner Kennt­

nis. 

Wie bereits zu a) erwähnt, ist das Ministerium nicht in der AGZ 
vertreten. 

Die Zahlungen des Ressorts an die AGZ sind auf den Seiten 13 und 

14 der Beantwortung der Anfrage Nr. 2831/J angeführt. 
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Wie aus dieser Darstellung zu entnehmen ist, erfolgten nach 1985 

keine Zahlungen mehr an die AGZ. 

3.6. : 

Die in der Anfragebeantwortung Nr. 2831/J für das Jahr 1988 ange­

gebenen 2,694.000 S waren nur für den Bereich der Kariesprophylaxe 

bestimmt. 

Nach dem Schwerpunkt Krebs (1989) folgte erst 1990 der - von Ihnen 
angesprochene = Schwerpunkt Herzkreislauf/Schlaganfall. 

Die 1988 durchgeführte Zahnstatuserhebung des ~Fonds Gesundes 

Österreich R an 6- und 12-jährigen Kindern W\llrde aus dem genannten 

Subventionsbeitrag abgedeckt; nach Angaben des Fonds ~Gesundes 

Österreich" wurden 

- für die bundesweite Erhebung an 6-jährigen Kindern 

S 1,126.584,-- aufgewendet~ 

= für die Erhebung in den Bundesländern Tirol, Steiermark und 

Wien an 12-jährigen Kindern wurden S 14. 110, 70 aufgewendet 0 

Die Subvention des Bundes an den Fonds "Gesundes Österreich" 

betrug ab 1989 

1989 : S 3,000.000,-- (Krebskampagne) 

1990 S 3,000.000,-- (Herzkreislauf/Schlaganfallkampagne). 

1991 erfo]ge keine Subventionierung. 
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Die Höhe der Subventionierung für 1992 beträgt S 2,244.000,--. 

Frau Dr. Lindi Kalnoky ist I.Stellvertretende Vorsitzende des 

Fonds "Gesundes Österreich", Projektleiterin für das Zahnka­

riesprophylaxeprogramm. 

Die in Zeitungsartikeln erwähnten, vom Fonds geleisteten Zahlungen 

als Abgeltung für Arbeitszeit, Sachaufwand und Reisespesen für die 

Jahre 1988 und 1989 sind an die Steirische Gesellschaft für 

Gesundheitsschutz ergangen und nicht an Frau Dr. Kalnoky. Die 

Steirische Gesellschaft ist 1990 vom Landesrechnungshof geprüft 

und vollständig entlastet worden. 

1992 ist Frau Dr.Kalnoky nach Angaben des Fonds l8mal mit ihrem 

privaten PKW nach Wien gereist. Davon sind 6 Fahrten 

Graz-Wien~Graz (insgesamt 20400 km) vom Fonds abgegolten worden 

(4,--5 pro km plus 20% MWST, insgesamt S 11.520); 

auf die restlichen Kilometergelder hat Frau Dr.Kalnoky zugunsten 

des Fonds verzichtet. 

Vorsitzender des Fonds war 1988 Herr Bundminister Dr.Franz 

Löschnak, das Ressort hatte Frau Dr.Lindi Kalnoky und Herrn 

Univ.Prof. Dr.Stacher in den Fonds entsendet. Ferner wurde der 
Leiter der Sektion Vo1ksgesundheit, Sektionschef Univ.-Doz. Dr. 
Liebeswar, den Sitzungen des Kuratoriums beigezogen. 

Derzeit übe ich die Funktion des Vorsitzenden aus, seitens des 

Ressorts sind jetzt Frau Dr.Lindi Kalnoky und der Leiter der Sek-
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tion Gesundheitswesen meines Ressorts, Sektionschef Univ.Doz Dr. 

Liebeswar,in den Fonds entsendet. Ferner wird die Leiterin der 
Abteilung für Gesundheitsförderung, MinR Dr. Brigitte Svoboda, den 

Sitzungen des Kuratoriums beigezogen. 

3.7. : 

In den Jahren 1988 bis 1991 wurden keine Verträge mit der Steiri­

schen Gesellschaft für Gesundheitsschutz geschlossen. 

Sämtliche Zahlungen, die seitens des Gesundheitsressorts im gege­

benen Zusammenhang geleistet wurden, sind in der Anfrage­

beantwortung Nr. 2831/J dargelegt. 

Die Initiative zu dieser Aktion ging von der Steirischen Gesell­
schaft für Gesundheitsschutz aus; die FörderungswUrdigkeit dieser 

mit großem Einsatz durchgeführten Aktion war gegeben. 

3.8 .. : 

Sämtliche Ausgaben für AUfklärungsschriften im gegebenen Zusam­
menhang sind in der Anfragebeantwortung Nr. 2831/J dargelegt; nach 

1985 erfolgten keine weiteren Ausgaben des Ressorts für Aufklä­
rungsschriften der in Rede stehenden Art. 

Wie bereits ausgeführt, erfolgten in den Jahren 1986 bis 1991 

überhaupt keine Zahlungen an die AGZ. 
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3.9.: 

Zu dem Schriftverkehr zwischen Bundespräsident Dr. Kirchschläger 

und Bundesminister Dr.Salcher bzw. Bundesminister Dr.Steyrer habe 

ich in der AnfragebeantwortungNr. 2831/J ausführlich Stellung 

genommen • 

Wie bereits in der seinerzeitigen Anfragebeantwortung festgehal­
ten, beruhen meine Informationen hiezu lediglich aufgrund mir noch 

zur Verfügung stehender Akten bzw. Recherchen und Auskünften von 

Beamten: wei tere Recherchen bezüglich. diverser Schriftwechsel bzw. 
Gespräche meiner Arntsvorgänger mit Ing. Ziegelbecker sind mir 

daher in dieser über 10 Jahre zurückliegenden Angelegenheit nicht 
möglich. 

Abschließend darf ich aber meiner Zuversicht Ausdruck verleihen, 

daß die von mir eingangs erwähnte Studie zur Bewertung von karies­

prophylaktischen Maßnahmen, insbesondere der neuerlichen Bewertung 

von Fluoriden in der Kariesprophylaxe,nach ihrer Fertigstellung 

eine fundierte Grundlage für die weitere Diskussion der Prioritä­

tensetzung im Bereich der Kariesprävention sein wird. 
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BUNDESMINISTER 
lür Gesundheit. Sport und Konsumenten.schutz 

OR. MICHAEL AUSSERWINKLER 

A-I031 Wien. Radetzkystraße 2 
Telefon: 02.22t711 58 
Teletex: 322 IS 64 BMGSK 
DVR: 0649856 

• 
GZ 114.140/52-I/0/14/a/92 

Herrn 
Präsidenten des Nationalrates 
Or. Heinz FISCHER 

Parlament 
1017 Wien 

1 7. JUIII 199Z 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Petrovic und FreundInnen haben am 
23. April 1992 unter der Nr. 2831/J an mich beiliegende schriftli­

che parlamentarische Anfrage betreffend die "Kariesprophylaxe mit 

Fluoriden" gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zahnkaries ist die häufigste Erkrankung des Menschen. Bereits bei 

sechsjährigen Kindern ist die Kariesmorbidität sehr hoch. Diese 

Situation macht es aus medizinischer und volksgesundheitlicher 

Sicht erforderlich, alle wissenschaftlich empfohlenen kariesprc­

phylaktischen Maßnahmen auszuschöpfen. 

Die Anwendung von Fluorid-Ionen stellt dabei eine der vier präven­

tiven Interventionen dar, die die anderen Maßnahmen - Hygiene, 
Ernährung und zahnärztliche Kontrolle - nicht ersetzen kann, aber 
unterstützt. 

Die Durchführung von systemischen und lokalen Fluoridierungsmaß­

nahmen in Österreich stützt sich dabei auf die Empfehlungen der 

Weltgesundheitsorganisation, des Obersten Sanitätsrates, der drei 

Univers1tätszahnk11niken Österreichs sowie auf Empfehlungen und 
Stellungnahmen weiterer wissenschaftlicher Gremien des In- und 
Auslandes. 
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Zu Frage 1: 

abis d) 

Die rechtliche Grundlage für Fluortablettenaktion und andere Flu­

oridierungsmaßnahmen ist durch Art. 10 Z 12 B-VG und die Zustän­

digkeitsanordnung des Bundesministeriengesetzes 1986, BGBl.Nr. 76 
idgF, wonach zu den Angelegenheiten des Gesundheitswesens insbe­

sondere auch "Angelegenheiten der Gesundheitsvorsorge einschließ­

lich der Gesundheitsvorsorge für die schulbesuchende Jugend" gehö­

ren, gegeben. Ausdrücklich festgestellt werden muß, daß die ange­

sprochene Fluortabletten-Aktion ein Angebot im Rahmen der Gesund­

heitsvorsorge darstellt, und die Annahme auf freiwilliger Basis 

erfolgt. 

Die Abgabe der Arzneimittel erfolgt über öffentliche Apotheken, 

sodaß die einschlägigen Bestimmungen des Arzneimittelgesetzes 

jedenfalls eingehalten werden. 

In Gebieten, in denen eine ausreichende Fluoridversorgung der in 

Frage kommenden Bevölkerung, z.B. durch Trinkwasser, gegeben is~, 

werden die angesprochenen Maßnahmen nicht gesetzt. 

Eine Weisung von Amtsärzten an die Schulbehörden im Zusammenhang 

mit der Fluortabletten-Aktion ist aus rechtlichen Gründen nicht 

möglich. Die organisatorischen Maßnahmen betreffend die Verteilung 

der Tabletten werden vom jeweiligen Land getroffen. 

Die Informationsblätter für Eltern bzw. Erziehungsberechtigte, die 

der Zustimmungserklärung zur Verabreichung der Fluor-Tabletten an 

die Kinder beigefügt werden, sind inhaltsgleich mit der Gebrauchs­

information - diese ist von der Prüfung im Rahmen des Zulassung­

verfahrens umfaßt - für die zugelassene Arzneispezialität; es 
werden daher keine Nebenwirkungen dieser Medikamentation ver­
schwiegen. 
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Es ist zutreffend, daß Fluortabletten ("Zymafluor") seinerzeit 

unter Rezeptpflicht gestellt waren. Aufgrund einer diesbezügli~~en 

Empfehlung des Obersten Sanitätsrates in der 129. Vollversammlung 

arn 22. Juni 1974 wurde für die zugelassenen "Zymafluor"­

Tablettenpräparate mit der Begründung, daß diese Arzneispezialitä­

ten Natriumfluorid als einzigen Wirkstoff enthalten, ausschließ­

lich zur Kariesprophylaxe bestimmt sind und laut einschlägigen 

medizinischen Fachgutachten sowie unter Einhaltung der Dosierungs­
vorschriften und Beachtung der sonstigen Hinweise der Gebrauchsin­

formation keine schädlichen Wirkungen erwarten lassen, die Rezept­

pflicht gemäß § 2 Abs. 3 des Rezeptpflichtgesetzes, BGBl. 

Nr. 475/1973, sistiert. 

Diese Sistierung ist bis jetzt unverändert aufrecht und es besteht 

nach Auffassung meines Ressorts im Hinblick auf den derzeitigen 

Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse und nach den praktis~~en 

Erfahrungen bei der Anwendung von Fluorpräparaten ("Zymafluor") 

zur Kariesprophylaxe auch keine Veranlassung, von der bestehenden 
Rezeptpflichtfreistellung abzugehen. In diesem Zusammenhang darf 

insbesondere auf die Resolution des Europarates AP (89) 3 hinge­

wiesen werden, wonach Arzneimittel mit einem Fluorgehalt bis maxi­

mal 1 mg/dosi, die der systemischen Anwendung dienen, ausdrücklich 

rezeptfrei gestellt sind. 

Aufgrund der eingeholten Expertenmeinungen ist festzuhalten, daS 
es grundsätzlich zutrifft, daß in Lösungen mit relativ hoher Halo­
genidionenkonzentration Deckschichten von Amalgamplomben aufgelöst 

werden können und verstärkte Korrosionserscheinungen zu erwarten 

sind. Da unter physiologischen Bedingungen jedoch keine NaF-, 

NaCI- oder KBr- und KJ- Konzentrationen in der dafür notwendigen 

Größenordnung auftreten und auch nicht die dafür benötigte Einwir­

kungszeit erreicht wird, kommt dem Problem in der Praxis keine 
Bedeutung zu. Darüber hinaus stützt sich die angesprochene Proble­

matik auf Untersuchungen, die zu einer Zeit (im Jahre 1968) publi­

ziert wurden, in der noch keine Unterschiede zwischen Garnma-2-

oder Non-Gamma-2-Amalgarnen getroffen wurden. Bei 
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Non-Gamma-2-Amalgamen, die aufgrund einer Verordnung seit 1990 in 

Österreich ausschließlich verwendet werden müssen, ist die Korro­

sionsanfälligkeit an sich weitestgehend herabgesetzt. 

Wissenschaftliche Arbeiten, die eine Schädigung des Zahnmarkes 

oder die Bildung von Pulpaabszessen durch Aminfluoride belegen, 

sind meinem Ressort und den in dieser Frage konsultierten Experten 

des Fonds "Gesundes Österreich" nicht bekannt. Auch der Abteilung 

für Arzneimittelüberwachung meines Ressorts sind bisher keine 

Nebenwirkungen gemeldet worden. 

Entsprechend dem Stand der Wissenschaft werden heute in der Zahn-, 

Mund- und Kieferheilkunde folgende Fluoridwirkungen beschrieben: 

1) Die Anwesenheit von Fluorid-Ionen in niedriger Konzentration 

(z.B. Fluoridtabletten, Fluoridzahnpasten etc.) steigert und 

verbessert die Remineralisierung des Zahnschmelzes um ungefähr 

das 3-fache. Die Wiederbestellung der ursprünglichen Schmelz­

härte nach Demineralisation durch Säurewirkung erfolgt dadurch 

rascher und strukturell besser. 

2) Die Fluoridzahnpasten, wenn sie einen pH-Wert um 5,5 oder dar~ 

unter besitzen, verändern die oberflächlichsten 1-2 ~ der 

Schmelzoberfläche durch Bildung einer Kalziumfluorid-Deck­
schicht {CaF2) 

a) Eine Deckschicht ist wesentlich widerstandsfähiger gegen 

Säureangriffe als der unbehandelte Zahnschmelz. Bei einem 

Säureangriff - Salate, Gemüse, Fruchtsäfte, kariöse Läsionen 

etc. - werden also wesentlich weniger Mineralsalze aus dem 
Zahnschmelz herausgelöst. 

Die umgewandelte Schmelzoberfläche - globuläre Deckschicht -
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ist zwar nur unwesentlich (1-3 %) härter als die unbehandel­

te Schmelzoberfläche aber wesentlich widerstandsfähiger 
gegen Säuren. 

b) Wird die Deckschicht aufgrund von Säureeinwirkungen dennoch 

aufgelöst, stehen sofort Kalzium und Fluorid zur beschleu­

nigten Remineralisation zur Verfügung. 

3) Fluorid-Ionen werden in der Plaque gespeichert und verhindern 
ab 50 ppm die Glykolyse. Mono- und Disaccharide können nicht 

mehr zu Säuren abgebaut werden. 

Bei dem in Vorarlberg zur Verwendung gelangende als 

"Elmex-Fluorgel" bezeichneten Präparat handelt es sich um die der 

Rezeptpflicht unterliegende in Österreich zugelassene Arzneispezi­

alität "Elmex-Zahngel" (Z.Nr. l-18.093). Nach der Definition des 

Arzneimittelgesetzes (§ 2 Abs. 11) ist die Prüfung bzw.Anwendung 

von zugelassenen Arzneispezialitäten nicht als klinische Prüfung 

im Sinne der §§ 28 ff AMG zu bewerten, sofern diese Arzneispezi­

alitäten bestimmungsgemäß angewendet werden. 

Ich sehe daher keinerlei Veranlassung, dieses Prophylaxeprogramm 

des Arbeitskreises für Vorsorge- und Sozialmedizin einzustellen. 

Arbeiten, die einen Zusammenhang zwischen Fluoridanwendung und 
Krebsentstehung vermuten ließen, wurden seitens meines Ressorts 

stets mit größter Sorgfalt überprüft. 

Auch durch einen jüngst von der US-Gesundheitsbehörde veranlaßten 

Tierversuch im Rahmen des National Toxicology Program mit dem 
Zweck, neuerlich den Zusammenhang zwischen fluoridiertem Trinkwas­
ser und Krebsrisikozu unterSUChen, wurde nachgewiesen, daß durch 

die Anwendung mit Fluoriden in der Kariesprophylaxe kein Krebsri­

siko entsteht. 
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Schließlich ist auch dort, wo natürliches Wasser einen höheren 

Fluoridgehalt aufweist, der zu einer Tagesaufnahme führt, die in 

etwa mit jener im Rahmen der gezielten Prophylaxe zu vergleichen 

ist, keine höhere Krebshäufigkeit festgestellt worden. 

Die erwähnte Veröffentlichung von Dr.VOLK sowie die Stellungnahmen 

von Dr.CELEDIN in Gemeinderats- bzw. Schulausschußsitzungen der 

Stadt Graz aus den Jahren 1972 bzw. 1973 liegen mir nicht vor. 

Das angesprochene Gutachten von Univ.Prof.Dr.GÖ1les, das im Ra~~en 

der Sitzung eines Ausschusses über Fluoridierungsmaßnahmen des 

Obersten Sanitätsrates am 16.3.1983 abgegeben wurde, ist meinem 

Ressort bekannt. 

Andererseits sind meinem Ressort aber auch gegenteilige Gutachten 

von namhaften Wissenschaftlern bekannt. 

Die Stellungnahme von Univ.Prof. Dr. Pflug wurde mir von der Stei­

ermärkischen Landesregierung nicht übermittelt. Es ist mir daher 

auch nicht bekannt, auf welche Arbeiten und Autoren sich der zi­

tierte Vorwurf der Sorglosigkeit bezieht. 

Es ist bekannt, daß Herr Prof. Künzel wegen der höheren Erfas­

sungsquote der Bevölkerung, passiven Kol1ektivrnaßnahmen, wie der 

Trinkwasserf1uoridierung den Vorzug gegenüber aktiven, semiko11ek­

tiven Maßnahmen, wie der Tablettenfluoridierung, gab. 
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Arbeiten, die die Ergebnisse der Professoren Marthaler und König 

an Schweizer Schulkindern wissenschaftlich widerlegen, sind mir 

nicht bekannt. 

Andererseits ist mir bekannt, daß im Kanton Zürich weiterhin flu­

oridiertes Kochsalz zur Kariesprophylaxe eingesetzt wird, da so­

wohl die verantwortlichen Gesundheitsbehörden, wie auch namhafte 

Wissenschafter, so etwa die Schweizerische Akademie der Medizir~­

sehen Wissenschaften, aufgrund international anerkannter For­

schungsergebnisse vom Nutzen der Fluoride zur Kariesprophylaxe 
überzeugt sind. 

Es ist bekannt, daß die Erfolge der Kariesprophylaxe in Basel 

nicht ausschließlich auf die Trinkwasserfluoridierung zurückzu­

führen sind. Eine Rückfrage im Basler Gesundheitsamt ergab, daß 

die Fluoridierung nach wie vor als eine wirksame Maßnahme zur 

Kariesprophylaxe betrachtet wird, und an eine Einstellung der 

Trinkwasserfluoridierung derzeit nicht gedacht ist. 

Es besteht keine Veranlassung, die Integrität der WHO-Experten ~nd 

international anerkannter Wissenschafter in Frage zu stellen. ~ein 

Ressort stützt sich bei der Durchführung kariesprophylaktischer 

Maßnahmen auf die weiterhin aufrechten Empfehlungen der WHO zur 
Durchführung systemiseher Fluoridierungsmaßnahmen. 

s bis U) 

Das Gesundheitsressort hat sich immer mit den Argumenten der Flu­

oridkritiker auseinandergesetzt und hat alle ernstzunehmenden 

Bedenken gegen Fluoridierungsmaßnahmen wiederholte Male von Exper-
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ten überprüfen lassen. Es wurden auch wiederholt Kritiker der 

Fluoridprophylaxe in die beratenden Expertengremien der Landesre­

gierungen und des Gesundheitsressorts eingeladen. 

Teilweise liegen dem Ministerium auch die Protokolle der genannten 

veranstaltungen vor. Es ergaben sich daraus jedoch keine neuen 

wissenschaftlichen Gesichtspunkte hinsichtlich der Kariesprophyla­

xe mittels Fluoriden. 

Mein Ressort wird sich weiterhin an den Empfehlungen der WHO, des 

Obersten Sanitätsrates, anderer in- und ausländischer Experten­

gremien, der drei österreichischen Universitätszahnkliniken, sowie 

an den internationalen wissenschaftlichen Forschungsergebnissen 

orientieren. 

Ich kann hier nur nochmals betonen, daß sich bisher aus der Fach­

literatur und den kontinuierlich durchgeführten Beratungen mit 

Experten ein Gesundheitsrisiko durch Fluoridgabe nicht belegen 

ließ und diese kariesprophylaktische Maßnahme auch weiterhin in­

ternational empfohlen und angewendet wird. Es ist dies auch in 

österreich ein präventivrnedizinisch begründetes Angebot für die 

Bevölkerung, das auf freiwilliger Basis genutzt oder abgelehnt 
werden kann. 

In diesem Zusammenhang muß festgehalten werden, daß meinem Ressort 

ebenso wie der Vergiftungsinformationszentrale bisher ein tödlich 

verlaufener Ingestionsunfall mit Fluoridtabletten in Österreich 

bekannt ist. In diesem Fall wurden von einem zweieinhalbjähriga~ 

Kind ca. 200 Tabletten zu lmg NaF eingenommen. Der tödliche Ver­

lauf wurde, nach Annahme des untersuchenden Gerichtsmediziners, 

dabei durch eine bestehenden Darmerkrankung begünstigt. 

4235/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 27 von 61

www.parlament.gv.at



-9-

Zur Frage der Ingestionsunfälle hat mein Ressort eine Stel­
lungnahme der Vergiftungs informations zentrale eingeholt. Demnach 

beträgt die Häufigkeit von Ingestionsunfällen mit NaF-hältigen 

Präparaten, wie sie in Form von telefonischen Anfragen in der 

Vergiftungsinformationszentrale registriert werden, nur zwischen 

zwischen 2-3% der gesamten Beratungsfälle dieser Einrichtung. Im 

Vordergrund stehen bei diesen Anfragen zum überwiegenden Teil 

geringfügige Überdosierungen im Rahmen von kindlichen Ingestions­

unfällen. Die Vergiftungsinformationszentrale führt dazu weiter 

aus, da~aus medizinischer und toxikologischer Sicht diese F.älle 

als unproblematisch betrachtet werden können. 

Da auch beim Gesundheitsressort bislang keine Meldungen über Zwi­

schenfälle, Nebenwirkungen, Wechselwirkungen, Unverträglichkeiten 
oder sonstige unerwünschte Arzneimittelwirkungen bei bestimmungs­

gemä~em Gebrauch von kariesprophylaktischen Fluorpräparaten 
("Zymafluor") eingelangt sind, wird eine Aufhebung der erteilten 

Zulassungen gemäß § 23 Arzneimittelgesetzes - AMG, BGBl.Nr. 

l85/l983,idgF, mangels jeglicher sachlicher Begründung nicht in 

Erwägung gezogen. 

Daß bei Flouridtabletten dieselbe Vorsichtspflicht zur kindersi­

cheren Aufbewahrung gilt wie bei allen anderen Arzneimitteln, ist 

selbstverständlich. 

Die Einführung der Kochsalzfluoridierung ist eine von der WHO 
empfohlene Methode der systemischen Kariesprophylaxe. Eine grund­

sätzliche Ablehnung der Kochsalzfluoridierung halte ich daher 

nicht für zielführend. Die Frage der Einführung der Kochsalzflu­

oridierung in Österreich wird derzeit von meinem Ressort geprüft. 
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Zu Frage 2: 

Der Oberste Sanitätsrat ist ein beratendes und begutachtendes 
Organ des Gesundheitsministers in allen Angelegenheiten des Ge;;" 

sundheitswesens. Die Erteilung von Weisungen ist nicht zulässig 

und würde auch dem Sinn der Einrichtung eines beratenden Organs 

zuwiderlaufen. 

Den Vorsitz in den Vollversammlungen des Obersten Sanitätsrat 

führt der Präsident bzw. in seiner Vertretung ein Vizepräsident. 

Präsident und Vizepräsidenten werden von der Vollversammlung des 

Obersten Sanitätsrates jeweils für die dreijährige Funktionsper'::'o­
de gewählt. 

Der Oberste Sanitätsrat übt seine Tätigkeit in Vollversammlungen 
aus. 

Die Vollversammlung kann von Fall zu Fall zur Beratung bestimmter 

Angelegenheiten Komitees einsetzen, die Beschlußfassung über Emp­

fehlungen bzw. Gutachten kommt aber, soferne die Vollversammlung 

nicht ausnahmsweise ein Komitee zur endgültigen Abgabe eines Gut­

achtens ermächtigt hat, der Vollversammlung zu. 

Da der Oberste Sanitätsrat ausdrücklich die Aufgabe hat, den Bun­

desminister zu beraten, ist auch - wie unter 2.a) der Anfrage zu­

treffend erwähnt - kein "Parteienverkehr nach aUßen" vorgesehen. 

Desgleichen sind auch die Beratungen bzw. die Sitzungsprotokolle 
nicht öffentlich zugänglich. 

Die Mitglieder des Obersten Sanitätsrates werden jeweils im Öster­

reichischen Amtskalender veröffentlicht. 

Die Liste der Mitglieder für die Funktionsperiode 1992/1994, die 

1992 noch von meinem A.mtsvorgänger bestellt wurden, ist als Anlage 
angeschlossen. 

4235/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 29 von 61

www.parlament.gv.at



-11-

Mit der F1uorprob1ematik hat sich der Oberste Sanitätsrat seit 

1955 in folgenden vollversammlungen befaßt: 

7. Mai 1966 

19. März 1966 

12. Dezember 1970 

11. November 1972 

24. Jänner 1976 

11. Dezember 1976 

20. Oktober 1979 

13. März 1982 

28. Jänner 1984 

10. Oktober 1987 
17. Juni 1989 

Es ist richtig, daß der Präsident des Obersten Sanitätsrates, . 

Univ.-Prof. Dr. Fel1inger auch Präsident der Österreichischen 

Arbeitsgemeinschaft für volksgesundheit (ÖAV) ist. Es ist dagegen 

nicht zutreffend, daß die ÖAV eine von Pharmafirmen getragene Ein­

richtung ist. 

Es ist - wie von der ÖAV mitgeteilt wurde - ferner richtig, daß 

die ÖAV in der Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung 

vertreten ist. Eine Zusammenarbeit der ÖAV mit der Österreichi­

schen Gesellschaft für Zahnhygiene besteht im Rahmen einer Ar­

beitsgruppe, die sich derzeit mit der Frage einer Auszeichnung 

zahngesunder Lebensmittel sowie von Zahnpflegeprodukten befaßt: 

eine Auszeichnung, wie sie derzeit in der Schweiz gehandhabt wird. 

Klarstellen möchte ich aber, daß Mitgliedschaften von Experten in 

verschiedenen Fachgremien gerade aus fachlichen Überlegungen dur­

chaus üblich sind. Dies von vornherein negativ zu bewerten, halte 

ich nicht für zielführend. 

Mein Ressort hat jedenfalls keinen Anlaß, an der Integrität der 

Mitglieder des Obersten Sanitätsrates zu zweifeln. 
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Zu Frage 3: 

a und b) 

In diesem Zusammenhang wird auf die Beantwortung der Frage 1 lit. 

abis d verwiesen. Die Vollziehung des Schulunterrichtsgesetzes 

fällt jedoch nicht in den Zuständigkeitsbereich des Gesundheitsmi­

nisteriums. 

c bis m) 

Da Vorgänge angesprochen werden, die z.T. mehr als 3 Jahrzehnte 
zurückliegen, sei vorweg darauf hingewiesen, daß gemäß der derzeit 

für das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumenten­

schutz gültigen Skart1erungsordnung Verwaltungsakten grundsätzlich 

bereits nach 7 Jahren ab dem Jahr, in welches der Tag der Genehmi­

gung fällt, skartiert (d.h. aus der Ablage ausgeschieden) werden 
dürfen. 

Soweit mit den aufgeworfenen Fragen in Zusammenhang stehende Auf­

zeichnungen noch vorhanden sind, wurden seit Einführung der Aktion 

zur Karies-Prophylaxe für den Ankauf von Fluor-Tabletten seitens 

des Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
folgende Beträge aufgewendet: 

Jahr Betrag 

1973 S 1,025.000.--
1974 S 1,265.000.~-
1975 S 1,329.000.--
1976 S 1,352.000.--
1977 S 1,476.000.--
1978 S 1,489.000.--
1979 S 1,585.000.--
1980 S 1,634.000.--
1981 S 1,729.000.--
1982 S 1,748.000.--
1983 S 1,846.000.--
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1984 S 1,918.000.--

1985 S 1,294.000.--

1986 S 1,175.000.--

1987 5 1,112.000.--

1988 S 1,050.000.--

1989 5 1,678.000.--

1990 5 1,665.000.--

1991 S 1,670.000.--

Für Steiermark wurden 1991 S 300.000.-- für den Ankauf von flu­

oridhältiger Zahnpasta zur Verfügung gestellt. 

Für 1992 sind für den Ankauf von Flour-Tabletten S 2,000.000,-­

vorgesehen. 

Weiters wurden im gegebenen Zusammenhang nachfolgende Beträge aus 

Bundesmitteln aufgewendet: 

Subventionen: 

Österreichische Forschungsgesellschaft 

für Zahnschäden: 

Errichtung einer 

Mundf1oraforschungsstätte 1974 

1975 

1976 

1977 

S 254.000,-­

S 100.000,-­

S 100.000,--

S 80.000,--

Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung (AGZ): 

Aufklärungsarbeit 1975 S 70.000,--

Personal 1977 5 55.000,--

Personal 1978 S 50.000,--

Enquete 1979 S 9.000,--

Personal 1979 S 50.000,--

Personal 1980 5 50.000,--
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heitserziehung in Schulen 

und in der BevÖlkerung 

Personal 

Personal, Aufklärung in 

Schulen 

Öffentlichkeitsarbeit 

Öffentlichkeitsarbeit, 

Personal 

Internat. Dokumentationszentrum 

für präventive Zahnheilkunde: 

Fachliteratur 

Steirische Gesellschaft für 

Gesundheitsschutz: 

Zahnprophylaxe 

Fonds Gesundes Österreich: 

unter anderem für 

Zahnprogranune 

Äufklärungsschriften: 

Zahngesundheit Aktuell 

Fluortablettenaktion 
(Lehrerinformation) 

Zahngesundheit 

Zahngesundheit (AGZ) 

Faltprospekt "Gesunde 

(AGZ) 

Zähne" 

Regeln für gesunde Zähne 

(3.000 Stück) 

Faltprospekt "Gesunde Zähne" 

-14-

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1985 

1982 

1988 

1974 

1976 

1976 

1981 

1984 

1984 

1985 

S 140.000,-­

S 150.000,--

S 190.000,--

5 150.000,--

S 180.000,--

S 10.000,--

S 120.000,--

S 2,694.000,--

5 513.000.--

S 30.000.--

5 612.000.--

S 29.000.--

S 69.000.--

5 1.000.--

S 1.000.--
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Studien: 

1975 Fluor, Prof. Wolzogen 

1977 Zahnkariesprophylaxe mittels 

Fluoriden; Sichtung der Arbeiten 

von Ziegelbecker 

Zahnkariesprophylaxe mittels 

Fluoriden. ARGE Fluor 

Studiendauer 1977 - 1979 

Ätiologie der Parodontopathien, 

Österr.Forschungsgesellschaft 

für Zahnschäden 

Studiendauer 1977 - 1978 

1980 Mathematische Analyse kario­

logischer Daten an Hand von 

S 

Modellen zur Objektivierung der 
Kariesprotektion Durch Fluoridwirkung, 

ARGE Fluor 

Studiendauer 1980 - 1981 

1982 Fluorprophylaxe (Referat gehalten 

beim OSR); Manuskript 
Prof. Marthaler 

1983 Zahnprophylaxe bei Lehrlingen, 

Steir. Gesellschaft für Gesund­

heitsschutz 

Studiendauer 1983 - 1984 

s 200.000,--

s 14.000,--

399.000,--

s 94.000,--

S 195.000,--

s 10.000,--

S 260.000,--
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1984 Verbesserung der Zahngesundheit 

bei Lehrlingen; Steir. Gesell­

schaft für Gesundheitsschutz 

Studiendauer 1984 - 1985 

1985 Zahnhygiene in Kindergärten 

Steirische Gesellschaft für 

Gesundheitsschutz 

Studiendauer 1985 - 1986 

Verbesserung der zahngesundheit 

bei Lehrlingen 

Steirische Gesellschaft für 

Gesundheitsschutz 

Studiendauer 1985 - 1986 

1987 Kariesprophylaxe in Kindergärten 

Steir. Gesellschaft für Gesund­

heitsschutz 

Kariesprophylaxe bei Lehrlingen 

Steir. Gesellschaft für Gesund­

heitsschutz 

AufwendWlgen für TagWlgen: 

1973 - 1988 gesamt 

S 260.000,--

S 167.000,--

S 259.000,--

S 35.000,--

S 44.000,--

S 107.500.--

Welche Beträge andere Gebietskörperschaften aufgewendet haben, ist 

meinem Ressort nicht exakt bekannt. 
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Hinsichtlich der Struktur und Organisation des Gesundheitsressorts 

und bezüglich der Mitglieder des Obersten Sanitätsrates wird auf 

den jeweiligen Amtskalender verwiesen. Die Liste der Mitglieder 

des Obersten Sanitätsrates für die Funktionsperiode 1992/1994 

liegt der Beantwortung bei. 

Im Fonds 11 Gesundes Österreich tj führt der Gesundheitsminister den 

Vorsitz; das Ministerium entsendet zusätzlich zwei Vertreter. =em 

Präsidium der ÖAV gehört ein Vertreter des Ressorts an. 

Darüber hinaus bezieht sich die Frage auf die Organisation und 

personelle Zusammensetzung privater Vereinigungen, die nicht in 

die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Gesundheit, Sport ~nd 

Konsumentenschutz fallen, sondern interne Angelegenheiten dieser 

Rechtsträger sind. 

Die Frage bezieht sich auf Verwaltungsvorgänge bzw. Schriftwechsel 

aus dem Jahr 1980. Meine Informationen hiezu beruhen daher ledig­
lich auf grund mir noch zur Verfügung stehender Akten bzw. Recher­
chen und Auskünften von Beamten. 

Demnach stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar: 

Herr Ing. Ziegelbeckerwandte sich im Jahr 1980 mit einem Schrei­

ben, datiert vom 25. Juni 1980, an den Herrn Bundespräsidenten. 
Dieses Schreiben wurde dem Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz von der Präsidentschaftskanzlei mit Schreiben vom 3. 

Juli 1980 zur Stellungnahme übermittelt und vom Ressort am 

14. Juli 1980 beantwortet. Diese Stellungnahme wurde Herrn Ing •. 

Ziegelbecker zur Kenntnis gebracht, der daraufhin Beschwerde fü.~r­

te, daß der Gesundheitsminister unrichtig informiert worden sei. 
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AUßerdem wurde Herrn Ing. Ziegelbecker mit Schreiben vom 

8. Juli 1980 vom damaligen Bundesminister für Gesundheit und Um­

weltschutz Dr. SALCHER die Möglichkeit zur Darlegung seines Stand­

punktes in einem persönlichen Gespräch angeboten. 

Mit Schreiben vom 26. Juli 1980 wandte sich Herr Ing. Ziegelbecker 

dann neuerlich an den Bundespräsidenten. Dieses Schreiben wurde 

dem Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz mit Schreiben 
des Bundespräsidenten vom 22. August 1980 mit dem Ersuchen um 

Prüfung der Angelegenheit übermittelt. 

Im Herbst 1980 fand das im Schreiben vom 8. Juli 1980 angebotene 

Gespräch zwischen Bundesminister Salcher und Ing.Ziegelbecker 

statt, auf das sich Herr Ing. Ziegelbecker in einem weiteren 

Schreiben an den Bundesminister vom 25.11.1980 positiv bezieht. 

Das Schreiben des Herrn Bundespräsidenten wurde schließlich nach 

eingehender Prüfung des Sachverhaltes, nach einem persönlichen 
Gespräch und wiederholtem Schriftwechsel mit Ing. ziegelbecker 

sowie nach einem zwischenzeitlich erfolgten Ministerwechsel vom 

damaligen Bundesminister Dr. STEYRER am 29. Juni 1981 beantwortet. 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT, 

SPORT UND KONSUMENTENSCHUTZ 
Sektion II 
BÜRO DES OBERSTEN SANITÄTSRATES 

A - 1031 Wien, 
Radetzkystraße 2 
Tel. (0222) 711 S8 
Teletex: 322 15 64 5~GSK 

Ordentliche und außerordentliche Mitglieder 
des Obersten Sanitätsrates im Bundesministerium 

für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

XVI. Funktionsperiode 1992/1994 

ORDENTLICHE MITGLIEDER 

Präsident: 

Univ.-Prof. Dr. Karl FELLINGER 
Rudolfinerhaus 
Billrothstraße 78 
1190 Wien 

I. Vizepräsident: 

Univ.-Prof. Dr. Herbert BRAUNSTEINER 
Vorstand der Medizinischen Klinik der 
Universität Innsbruck 
Anichstraße 35 
6010 Innsbruck 

II. Vizepräsident: 

Univ.-Prof. Dr. J. Heinrich HOLZNER 
Vorstand des Institutes für pathologische 
Anatomie 
Spitalgasse 4 
1090 Wien 
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Univ.-Prof. Dr. Peter DEETJEN 
Vorstand des Institutes für Physiologie 
und Balneologie der Universität Innsbruck 
Schöpfstraße 41 
6020 Innsbruck 

Univ.-Prof. Dr. Erwin DEUTSCH 
emerit. Vorstand der I. Medizinischen 
Klinik der Universität Wien 
Lazarettgasse 14 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Manfred P. DIERICH 
Vorstand des Institutes für Hyiene 
der Univ.-Innsbruck 
Fritz-Pregl-Straße 3 
6010 Innsbruck 

Univ.-Prof. Dr. Heinz DITTRICH 
beratender Arzt des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger 
Kundmanngasse 21 
1030 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Arnulf FRITSCH 
Vorstand der I. Chirurgischen 
Universitätsklinik Wien 
Alser Straße 4 
1090 Wien 

Oberstadtphysika Hofrätin 
Dr. Helene KAPAUN 
Landessanitätsdirektorin von Wien 
Gonzagagasse 23 
1010 Wien 

Univ.-Prof. Dr. WOlfgang KOOS 
Vorstand der Neurochirurgischen 
Klinik der Universität Wien 
Währinger Gürtel 18-20 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Rainer KOTZ 
Vorstand der Orthopädischen 
Klinik der Universität Wien 
Garnisongase 13, 9. Hof 
1090 Wien 
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Univ.-Prof. DDr. Otto KRAUPP 
Vorstand des Pharmakologischen 
Institutes der Universität Wien 
Währinger Straße 13a 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Reinhard KREPLER 
Ärztlicher Direktor des Allgemeinen 
Krankenhauses der Stadt Wien 
Währinger GUrtel 18-20 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Christian KUNZ 
Vorstand des Institutes fUrVirologie 
der Universität Wien 
Kinderspitalgasse 15 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Ronald KURZ 
Vorstand der Kinderklinik der 
Universität Graz 
Auenbruggerplatz 30 
8036 Graz 

Sektionschef 
Univ.-Doz. Dr. Gunter LIEBESWAR 
Leiter der Sektion II im Bundesministerium 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
Radetzkystraße 2 
1031 Wien 

Primarius Dr. Michael NEUMANN 
Präsident der Österreichischen Ärztekammer 
Weihburggasse 10-12 
1010 Wien 

Dr. Erich OSWALD 
Elisabethstraße 24/22 
1010 Wien 

Primarius Univ.-Prof. Dr. Erich SCHERZ ER 
Ärztlicher Leiter des Rehabilitations­
zentrums Wien-Meid1ing 
Kundratstraße 37 
1120 Wien 
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Dr. Klaus SCHNEIDER 
Chefarzt der Pensionsversicherungsanstalt 
der Arbeiter 
Rossauer Lände 3 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Georg WICK 
Vorstand des Institutes für Allgemeine 
Experimentelle Pathologie der 
Universität Innsbruck 
Fritz-Pregl-Straße 3 
6020 Innsbruck 

Univ.-Prof. Dr. Gerhard WIEDERMANN 
Vorstand des Institutes für Spezifische 
Prophylaxe und Tropenmedizin der 
Universität Wien 
Kinderspitalgasse 15 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Ernst WOLNER 
Vorstand der II. Chirurgischen Klinik 
der Universität Wien 
Spitalgasse 23 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Klaus WOLFF 
Vorstand der I. Hautklinik der 
Universität Wien 
Alser Straße 4, Hof 2 
1090 Wien 
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AUSSERORDENTLICHE MITGLIEDER 

Obermedizinalrat 
Doz. Dr. Egmont BAUMGARTNER 
Präsident der Österreichischen Akademie 
für Arbeitsmedizin 
Aichheim 21 
6060 Hall/Tirol 

Univ.-Prof. Dipl.Ing. Dr. Ernst BRANDL 
Veterinärmedizinische Universität Wien 
Linke Bahngasse 11 
1030 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Helmut DENK 
Vorstand des Institutes für Pathologische 
Anatomie der Universität Graz 
Auenbruggerplatz 25 
8036 Graz 

. Direktor Hofrat 
Prim. Dr. Alfred HUBER 
Ärztlicher Leiter der Krankenanstalt der 
Stadt Wien-Rudolfstiftung 
Juchgasse '25 
1030 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Michael KUNZE 
Vorstand des Institutes für Sozialmedizin 
der Universität Wien 
Alser Straße 21 
1080 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Rolf SCHULTE-HERMANN 
Vorstand des Institutes für 
Tumorbio10gie-Krebsforschung 
Abteilung für Experimentelle Toxikologie 
Borschkegasse8a 
1090 Wien 

Dr. Hans SEYFRIED 
Chefarzt der Sozial versicherungsanstalt 
der Bauern 
Ghegastraße 1 
1031 Wien 
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Mag.-pharm. Franz WINKLER 
Präsident der Österreichischen 
Apothekerkanuner 
Spitalgasse 31 
1090 Wien 

Univ.-Prof. Dr. Hans WINKLER 
Vorstand des Institutes für Pharmakologie 
der Universität Innsbruck 
Peter-Mayr-Straße 1 
6020 Innsbruck 

Mag.-pharm. Dr.phil. Franz ZEIDLER 
Generaldirektor der Herba AG 
Michelbeuerngasse 9 
1090 Wien 

4235/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 43 von 61

www.parlament.gv.at



Nr. 28311J 

i992 -ll4- 2 3 

ANFRAGE 

der Abgeordneten Petrovic und FreundInnen 

an den Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

betreffend die "Kariesprophylaxe mit Fluoriden" 

Im Mai 1955 hat sich der Oberste Sanitätsrat erstmals mit dem Ruorproblem befaßt. 
1956 hat er die Einführung der Ruortablettenaktion auf Betreiben des Leiters der 
Wiener Universitätszahnklinik, Prof. Driak, empfohlen. Eine sorgfältige 
wissenschaftliche Überprüfung der später als falsch nachgewiesenen 
ausländischen zahnärztlichen Erfolgsstatistiken ist damals nicht erfolgt. 1955 
wurden in Österreich erstmals Fluortabletten zur Kariesvorbeugung ausgegeben 
(Gemeinde ütschau, N.Ö.). 1957 wurde die Fluortablettenaktion mit Erlaß des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst auf Empfehlung des damaligen 
Bundesministeriums für Soziale Venvaltung an den Pflichtschulen, nach 1960 
auch in Kindergärten und Mütterberatungen (Ausgabe an Schwangere und 
Stillende) eingeführt. 

Zahnkaries ist unbestritten (im Gegensatz zum Kropf als Jodmangelkrankheit) 
überhaupt keine Fluormangelkrankheit. Es ist bisher auch nirgends gelungen. 
Fluormangel zu erzeugen, sondern absichtlich oder unabsichtlich nur 
Fluorüberschuß, begleitet von Gesundheitsschäden. Die Hauptursachen der 
verbreiteten Zahnkaries sind der hohe Zuckerkonsum sowie häufige süße. 
klebrige Zwischenmahlzeiten und Süßgetränke und nicht "zu wenig Fluorid". 

Inzwischen ist die Fluoridierung weltweit wissenschaftlich, rechtlich. une 
gesundheitspolitisch heftig umstritten und wurden teilweise sogar gesetzlich 
angeordnete und angeblich bestens bewährte. Fluoridierungsmaßnahmen 
verschiedener Art vielenorts aufgrund massiver Bedenken e 11 t g e gen 
mehrfachen Empfehlungen der WHO und anderer namhafter medizinischer und 
gesundheitspolitischer Gremien eingestellt. 

Daher sind die neuerlichen Versuche, die Fluoridierung in Österreich nicht 
einzuschränken, sondern nicht zuletzt aufgrund äußerst zweifelhafter Schweizer 
Erfolgsmeldungen einer bekannten zahnärztlichen Fluor-Lobby auszuweiten und 
sogar das Kochsalz für die gesamte Bevölkerung mit dem starken Enzym-. Zell- une 
Speichergift Natriumfluorid anzureichern, völlig unverständlich une 
entschieden abzulehnen. 

1 
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundesminister für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz folgende 

Anfrage 

1.) Die Auortablettenaktion wurde in Österreich 1956 "durch einen generellen 
Verwaltungsakt ins Leben gerufen, der als Empfehlung anzusehen ist und der auf 
vollkommen freiwilliger Basis beruht" (Bundeskanzler Dr. Kreisky vom 24. 
Dezember 1973). Obwohl für diese Aktion von Bund, Ländern, und Gemeinden 
jährlich Millionenbeträge ausgegeben werden, hunderttausende Kinder in 
öffentlichen Einrichtungen wie Schulen, Kindergärten und Mütterberatungen 
daran beteiligt sind und dort von inkompetenten öffentlich Bediensteten 
(LehrerInnen, KindergärtnerInnen, etc.) durch Verabreichung nach § 11 AMG 
zugelassener Arzneispezialitäten medizinisch behandelt werden, die Eltern und 
Erziehungsberechtigten schriftliche Einverständniserklärungen abgeben 
müssen, kommt nach Darstellung des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Umweltschutz bei der Zahnkariesprophylaxe mittels Fluoriden keiner Person eine 
Parteistellung im Sinne des AVG 1950 zu (Bescheid vom 28. September 1973, Zl. 
52.169/17-4/0/3-73). D.h., alle Beteiligten und die gesamte Fluoraktion 
bewegen sich gewissermaßen im rechtlosen Raum. 

·Gemäß Art. 18 Abs. 1 B.-VG. darf jedoch die gesamte staatliche Verwaltung nur auf 
Grund der Gesetze ausgeübt werden. 

a) Auf welcher Rechtsgrundlage wurden die Fluortablettenaktion und 
andere Fluoridierungsmaßnahmen (Lokalbehandlungen mit Fluorpräparaten) in 
öffentlichen Eini-ichtungen wie Schulen und Kindergärten eingeführt und 
werden diese seither durchgeführt? 

b) Auf welcher Rechtsgrundlage werden die gemäß § 11 AMG zugelassenen 
und damit u.a. den Bestimmungen der §§ 8, 51 bis 54, 57, 59, 61 Arzneimittelgesetz 
unterliegenden fluorhältigen Arzneispezialitäten, wie z.B. Fluortabletten, an 
Schulen und Kindergärten und dort von LehrerInnen und KindergärtnerInnen 
regelmäßig ohne ärztliche Überwachung und ohne Abgabe der 
Gebrauchsinfonnation gemäß § 8 AMG und von Wamhinweisen gemäß § 52 AMG , 
sowie ohne Kenntnis der individuellen Gewebslage und anderweitiger Einnahmen 
von Medikamenten und fluorhältigen Produkten (z.B. Mineralwässer), an die 
Kinder abgegeben? 

c} Auf welcher Rechtsgrundlage werden von Amtsärzten Weisungen der 
Schulbehörden an Lehrer veranlaßt, wonach Lehrer nicht nur gezwungen 
werden, fluorhältige Medikamente (Tabletten) an Kinder auszugeben, sondern 
ihnen sogar verboten wird, sich innerhalb der Schulkonferenz kritisch zur 
Zahnprophylaxe mittels Fluoriden zu äußern? 

d) Fluortabletten standen jahrzehntelang aus guten Gründen un ter 
Rezeptpflicht und sind keineswegs völlig unbedenkliche und unumstrittene 
Medikamente. Daher besteht nach zahlreichen Erkenntnissen des Obersten 
Gerichtshofes (u.a. 7 Ob 593/90) ärztliche Aufklärungspflicht über mögliche 
Wirkungen und Ne~enwirkungen (Zahnfluorose, Erhöhung der Löslichkeit von 
Amalgamplomben, Übelkeit, Magenblutungen, Fluoridanreicherung im Skelett 
und vorzeitiges Altern desselben, Krebs, u.a.m.). In den von den Schulen und 
Kindergärten ausgegebenen "Elternbriefen" und Informationsmaterialien der 
Sanitäts- und Schulbehörden, mit deren Hilfe auch die Einverständniserklärung 
der Eltern erwirkt werden soll, finden sich keinerlei Hinweise auf die 
bestehenden und amtsbekannten, unwiderlegten Bedenken gegen den Nutzen 
dieser Medikamente gegen Karies und auf die bekannten möglichen 
Nebenwirkungen. 
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.. 

Auf welcher Rechtsgrundlage werden den Eltern und 
Erziehungsberechtigten, aber auch den LehrerInnen und KindergärtnerInnen 
als per Erlaß und Weisung mit der Durchführung betrauten Personen die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse über die Nutzlosigkeit und die Nebenwirkungen 
dieser Medikamentation gezielt verschwiegen und solcherart das Einverständnis 
der Eltern erwirkt? 

e) Ist Ihnen bekannt, daß Halogenionen und darunter insbesondere auch 
Fluorionen, wie sie im Wirkstoff Natriumfluorid (NaF) vieler Fluorpräparate und 
auch der Fluortabletten enthalten sind, die Deckschichten von Amalgamplomben 
angreifen und die Löslichkeit des Amalgams erhöhen, was sich auch in einem 
Gewichtsverlust der Probe bemerkbar macht? 

f) Ist Ihnen bekannt, daß Aminfluoride, wie sie insbesondere in ELMEX­
Präparaten vorkommen und derzeit bei Versuchen mit der Lokalapplikation 
eingesetzt werden, eine starke Oberflächenaktivität (Tenside) und enorme 
Diffusionskraft besitzen und zu Schädigungen des Zahnmarks und zu 
Pulpaabszessen führen können? 

g) Ist Ihnen bekannt, daß entgegen der herkömmlichen, unter dem 
Deckmantel von "Wissenschaftlichkeit" betriebenen Fluor-Propaganda, Fluor den 
Zahnschmelz nicht härtet und hochkonzentrierte Fluorlösungen und Präparate, 
wie sie in der Lokalapplikation zur Anwendung kommen, den Zahnschmelz sogar 
anätzen, entkalken, und destruktiv erweichen? 

h) In Vorarlberg wird derzeit die klinische Prüfung. eines 
hochkonzentrierten, rezeptpflichtigen ELMEX-Fluorgels an Schulkindern und 
somit an Minderjährigen durchgeführt, bei der, der ärztlichen 
Aufklärungspflicht in keiner Weise nachgekommen wird und für die so gut wie 
alle Voraussetzungen nach den Bestimmungen der §§ 28 bis 48 Arzneimittelgesetz 
fehlen. Das Fluorgel kann dabei mit einem Zettel ("Rezept"), den die Kinder in der 
Schule erhalten, in der Apotheke abgeholt werden. 

Sind Sie bereit, diese vom "Arbeitskreis für Vorsorge- und Sozialmedizin" 
(AKS) inszenierte Aktion sofort einzustellen und die Verantwortlichen zur 
Rechenschaft zu ziehen? 

i) Ist Ihnen bekannt, daß auf authentische und amtliche Daten gestützte 
hochsignifikante und im Gegensatz zu Behauptungen und Ablenkmanövern 
fluorbefürwortender Kreise unwiderlegte Zusammenhänge z w i s c he n 
Fluoridierung und Krebs besteben und sind Sie bereit, diese Fakten zur Kenntnis 
zu nehmen und daraus Konsequenzen zum Schutz der Bevölkerung zu ziehen? 

j) Ist Ihnen bekannt, daß der Leiter der Linzer Schulzahnklinik, Dr. Volk, 
aufgrund eigener Erhebungen in Linz und einer Nachprüfung der Wiener 
Erfolgsberichte des Dr. Binder in einer Veröffentlichung in der einschlägigen 
zahnärztlichen Fachliteratur die Wiener "Erfolge" als statistischen Artefakt und 
die Fluortablettenaktion als ungeeignet zur Kariesvorbeugung bezeichnet hat und 
der Leiter der Grazer Schulzahnambulatorien, Dr. Celedin, in seiner 
Stellungnahme anläßlich einer Anfrage in der ordentlichen öffentlichen 
Gemeinderatssitzung vom 16. März 1972 in Graz sowie anläßlich der Sitzung des 
Gemeinsamen Schulausschusses der Stadt Graz im Mai 1973 einen sichtbaren 
positiven Effekt der langjährigen Fluortablettenaktion verneint hat? 

k) Ist Ihnen bekannt, daß der Grazer Statistiker und Biometriker, Univ.­
Prof. Dr. Gölles, vom ]:1stitut für Statistik der Technischen Universität Graz 
an läßlich einer Anhörung und Sitzung eines Ausschusses des Obersten 
Sanitätsrates am 16.3.1983 festgestellt hat, daß die grundlegenden Studien über die 
karieshemmende Wirkung von Fluoridierungsmaßnahmen "gravierende Mängel 
aufweisen und somit die Ergebnisse dieser Studien sehr problematisch, wenn 
nicht sogar unglaubwürdig sind."? 
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1) Ist Ihnen bekannt, daß der Leiter der Abteilung für Statistik und 
angewandte Mathematik an der Universität Wien, o.Univ.-Prof.Dr. Pflug, in seiner 
Stellungnahme vom 29.4.1991 für die Steierm. Landesregierung zu Studien über 
die Wirksamkeit von Fluortabletten gegen den Kariesbefall (u.a. Wiener 
"Erfolgsberichte" und die angebliche Karieszunahme infolge "Verunsicherung" 
durch die Fluorgegner) abschließend zur Feststellung gelangt ist: "Ich wiederhole 
noch einmal die für mich erschreckende Sorglosigkeit der Autoren 
(Fluorbefürworter, eig. Bem.), die einerseits den Kariesrückgang eindeutig auf 
Fluor zurückführen, andererseits die Vermehrung auf die "Verunsicherung". 
Nachdem die "Verunsicherung" niemals gemessen oder erhoben wurde, ist dies 
reine Spekulation."? 

m) Ist Ihnen bekannt, daß ein groß angelegtes und gut kontrolliertes 
mehrjähriges Fluortablettenexperiment in der DDR erfolglos blieb (die Karies 
ging in der unfluoridierten Kontrollgruppe gleich zurück wie in der 
fluoridierten Versuchsgruppe) und der Autor und führende Fluorbefürworter­
Experte des Ostblocks, Prof. Künzel, die Tablettenfluoridierung als ungeeignete 
Maßnahme zur Kariesvorbeugung in größeren Kollektiven bezeichnete? . 

0) Ist Ihnen bekannt, daß die auch vom Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz zur Stützung seiner Fluor-Thesen herangezogene, vielfach als 
"klinischer Beweis" apostrophierte Fluortablettenstudie der führenden Schweizer 
Fluor-Experten Prof. Marthaler und Prof. König (beide sind WHO-Experten, Prof. 
Marthaler ist auch Vorsitzender der "Fluor-Kommission" der Schweizerischen 
Akademie der Medizinischen Wissenschaften) an Schweizerischen Schulkindern 
aus dem Kanton Zürich schon seit 1973/74 wissenschaftlich längst widerlegt ist, 
die dortigen "Fluortablettenerfolge" als mittels unzulässiger Vergleiche und 
Datenselektionen konstruiert nachgewiesen und in 1S Stellungnahmen 
unabhängiger namhafter Wissenschafter und Fachleute verschiedener 
Disziplinen vernichtend kritisiert wurden? 

p) Ist Ihnen bekannt, daß es auch für die vielgerühmte und als Beispiel 
auch in Österreich gepriesene Basler Trinkwasserfluoridierung (TWF) entgegen 
den Behauptungen der zahnärztlichen Fluorbefürworter aus Basel überhaupt 
keinen wissenschaftlichen Nachweis für einen karieshemmenden Effekt der 
dortigen TWF gibt, die dortigen Kariesrückgänge gar nicht von der T W F 
verursacht worden sein können und andere Ursachen haben, und daß das 
Gesundheitsamt schon 1976 festgestellt hat, daß der Beweis der Nützlichkeit der 
Fluoridierung nicht erbracht ist und die Einstellung der 
Trinkwasserfluoridierung in Basel vorgeschlagen hat? 

q) Ist Ihnen bekannt, daß die Fluorempfehlungen der 
Weltgesundheitsorganisation WHO vom Internationalen Zahnärzteverein FDI 
(einer Standesvertretung von Zahnärzten) mit Unterstützung der OReA, eines zur 
Verbreitung der Fluoridierung unter starker Mitwirkung der Fluor-, Süßwaren­
und Süßgetränkeindustrie gegründeten Vereins, der nur von Fluorbefürwortern 
beschickt ist, vorbereitet wurde, und die zahnärztlichen Erfolgstatistiken, auf die 
sich die Fluorempfehlung der WHO stützt, wissenschaftlich nicht stichhaltig und 
längst widerlegt sind? 

s) Können Sie erklären, warum Ihr Ministerium all diese an sich längst 
bekannten Tatsachen bisher offensichtlich nicht zur Kennnis genommen und 
keine Konsequenzen daraus gezogen hat und sind Sie bereit, nunmehr 
Konseq uenzen daraus zu ziehen? 

t) Schon vor geraumer Zeit haben sich österreichische Elternvereine an 
den öffentlichen Pflichtschulen auf verschiedenen Ebenen und andere 
Organisationen, wie z.B. die Naturfreunde Villach und die Kinderfreunde 
Oberösterreichs, gegen die Fluoraktionen ausgesprochen, was aber von Ihrem 
Ministerium konsequent ignoriert wurde. 
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Die Steiermärkische Landesregierung hat viermal eine Fluor-Enquete 
(1973,1980,1982,1991) unter Zuziehung von Experten der Pro- und Kontraseite 
abgehalten und aufgrund der dort aufgetauchten schwerwiegenden 
wissenschaftlichen und rechtlichen Bedenken die Fluortablettenaktion bereits 
1973 eingestellt und nicht wieder aufgenommen. Ihr Ministerium war jedesmal 
zur Enquete eingeladen, ist aber nur 1973 erschienen und hat die übrigen 
Veranstaltungen (1980, 1982, 1991) regelrecht boykottiert und auch die 
schriftlichen Unterlagen und Ergebnisse bis heute nicht zur Kenntnis genommen 
und daraus auch keine ernsthaften Konsequenzen gezogen. 

Sind Sie bereit, die Argumente und Ergebnisse der Fluor-Enquete 1973, 1980, 
1982, 1991 der Stmk. Landesregierung - auch jene, die gegen die Fluormedikation 
sprechen ~ im Sinne der Ermittlung des wahren Sachverhaltes und des 
Willkürverbotes in der Entscheidungsfindung zur Kenntnis zu nehmen und 
daraus Konsequenzen in Richtung einer Einstellung der Fluoraktionen zu ziehen? 

u) Sind Sie bereit, in Hinkunft auch die Kritiker ernst zu nehmen und 
anzuhören und keine Pro-Fluor-Veranstaltungen und Anhörungen mehr unter 
Ausschluß der Kritiker zuzulassen? 

Es sei hier ergänzend darauf hingewiesen, daß umfangreiche öffentliche, 
zum Teil sogar gesetzlich angeordnete, langjährige Fluoridierungsmaßnahmen 
trotz der Fluorempfehlungen der WHO und vieler anderer Gremien (die alle auf die 
gleichen untauglichen zahnärztlichen Erfolgsstudien und Berichte zurückgehen, 
auch Österreich hat der WHO nicht existente Fluorerfolge gemeldet), vielenorts 
wieder eingestellt wurden wie z.B.: Kassel 1971, Graz und Steiermark 1973, gesamte 
Niederlande 1976, Saarlouis, Saarbrücken, Bielefeld 1984, Volketswil (Schweiz, ca. 
1985), Berlin-Wilmersdorf und Berlin-Charlottenburg 1985, Kärnten 1986, Budweis 
und Prag 1988, Kuopio (Finnland) 1991, Karl-Marx-Stadt (jetzt Chemnitz) 1991, 
gesamte DDR 1990/91. Die Einstellung erfolgte meist nicht wegen "technischer 
Schwierigkeiten", wie von Befürworterseite im Nachhinein fallweise behauptet 
wurde, sondern aufgrund der sChwerwiegenden Bedenken verschiedener Art. 

v) Sind Sie bereit, die Fluortablettenaktion und alle anderen 
Fluoridierungsmaßnahmen auch in Österreich einzustellen und wieder ein "von 
Fluor befreites" - ein "fluorfreies" Österreich zu schaffen? 

w) Sind Sie bereit, angesichts des nicht erwiesenen 
kariesprophylaktischen Nutzens und der fragwürdigen sowie offenkundig 
widerlegten und falschen Erfolgsberichte über die karieshemmende Wirkung 
einerseits und der zu erwartenden bedenklichen gesundheitlichen 
Nebenwirkungen der Fluortabletten sowie der beträchtlichen Unfallgefahren mit 
bereits eingetretener Todesfolge andererseits die gemäß § 11 AMG erteilte 
Zulassung als Arzneispezialität ungeachtet des zu erwartenden Protestes der 
Fluorbefürworter gemäß § 23 AMG aufzuheben? 

x) Sind Sie bereit, von der Kochsalzfluoridierung in Österreich jedenfalls 
Abstand zu nehmen? 

2.) Der Oberste Sanitätsrat (QSR) ist beratendes Organ des Bundesministers für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz. Er hat kein eigenes Büro, keinen 
Parteienverkehr nach außen, seine Beratungen und Gutachten sind nicht 
öffentlich und haben den Stellenwert einer Empfehlung. Er steht unter dem 
Vorsitz des Bundesministers oder eines von diesem beauftragten Beamten. Die 
Mitglieder des OSR sind namhafte Mediziner, meist Klinikvorstände mit 
verschiedenen Forschungsschwerpunkten und einem Naheverhältnis zu den 
Gesundheitsbehörden nicht zuletzt zufolge der Forschunsgprojekte. Rein 
naturwissenschaftliche Disziplinen sind im OSR kaum oder nicht vertreten. 
Gutachten werden meist von einem einzigen Gutachter erstellt und dann 
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vorgetragen. In strittigen gesundheits politischen Fragen wie z.B. der 
Fluoridierung orientiert sich der OSR weitgehend an ~en Empfehlungen 
internationaler Gremien wie der WHO und verschiedener (Arzte-)Gesellschaften. 
In der Fluorsache wurde der OSR mehrmals tätig, z.B. insbesondere anläßlich der 
Einführung der Fluoridierung aufgrund eines Berichtes des Leiters der Wiener 
Universitäts-Zahnkliniken, Univ.-Prof.Dr. Driak, über Erfolgsberichte in der 
ausländischen Literatur (1956) und in der Folge zur Verteidigung seiner 
Empfehlungen (Gutachter Univ.-Prof. Dr. Flamm, Hygiene-Institut Wien, 1970), 
bei der Aufhebung der Rezeptpflicht für Fluortabletten (Gutachter Univ.-Prof.Dr. 
Kraupp, Pharmakologisches Institut Wien, 1974), erneute Verteidigung der 
Fluoridierung 1983. 

Die Fluortabletten und ihr Wirkstoff Natriumfluorid (NaF) standen aus gutem 
Grunde jahrzehntelang unter Rezeptpflicht, NaF mit einer Einzel- und 
Tagesmaximaldosis von 2 mg NaF für Erwachsene und S% der Erwachsenendosis 
mal dem Lebensalter für Kinder (bei Sechsjährigen somit 0,6 mg NaF). Die an 
Sechsjährige und ältere Kinder ausgegebenen und als pharmazeutische Spezialität 
registrierten Fluortabletten enthalten 2,21 mg NaF entsprechend 1 mg Fluorid 
und waren und sind somit überdosiert. 

Diese überdosierten Fluortabletten wurden bereits eineinhalb Jahrzehnte lang 
regelmäßig und täglich von inkompetenten LehrerInnen u. KindergärtnerInnen 
ohne Rezept an hunderttausende Pflichtschüler und zehntausende Kleinkinder 
abgegeben. 

Als das ELTERNKOMITEE GEGEN FLUORMISSBRAUCH Anfang aer Siebzigerjahre an 
dieser ungesetzlichen, eindeutig überdosierten und gegen das Rezeptpflichtgesetz 
verstoßenden Tablettenverteilung Anstoß nahm, bestritt das Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz in diversen Aussendungen und Dementis 
vehement die Gesetzesverletzung durch Verstoß gegen das Rezeptpflichtgesetz. 

Als sich schließlich die Steiermärkische Landesregierung im Anschluß an die im 
Oktober 1973 durchgeführte Fluor-Enquete der Auffassung des ELTERNKOMITEES 
GEGEN FLUORMISSBRAUCH anschloß und Letzteres eine Anzeige bei der 
Staatsanwaltschaft erstattete, beauftragte das Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz den Obersten Sanitätsrat mit der Erstellung eines Gutachtens 
betreffend die Aufhebung der Rezeptpflicht für die Fluortabletten. 

Der Gutachter des OSR, Univ.-Prof. Dr. Kraupp, ging in seinem Gutachten vom 
17.6.1974 von der Voraussetzung aus, daß der OSR die Durchführung der 
Fluortablettenaktion in seiner Sitzung vom 12.12.1970 empfohlen habe und daher 
die Rezeptpflicht nunmehr (l974) aufgehoben werden müsse, damit die F­
Tablettenaktion auch tatsächlich weiter durchgeführt werden könne, nachdem 
sie bisher gegen das Rezeptpflichtgesetz verstoßen habe." 

Trotzdem hat der Gutachter des OSR in seinem Gutachten vom 17.6.1974, das erst in 
der Sitzung des OSR vom 14.11.1974 betreffend die Aufhebung der Rezeptpflicht 
behandelt wurde, seine Empfehlung ausdrücklich dahingehend stark 
eingeschränkt, daß die "besondere Indikation" - d.h. "wenn ein Erfolg dieser 
medizinisch-prophylaktischen Maßnahme erwartet werden kann" - gegeben sein 
müsse und daß es aufgrund seiner Überlegungen nicht zweckmäßig erscheint, 
"Fluoride generell von der Rezeptpflicht zu befreien". 
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Der OSR-Gutachter Prof. Kraupp hat auch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
"vor allem bei der Tabletten-Fluoridierung sehr wechselnde Erfolgsquoten 
berichtet werden". Er hat auch eine ostdeutsche Arbeit von Prof. Künzel zitiert, es 
aber unterlassen, expliZit darauf hinzuweisen, daß in diesem groß angelegten und 
gut kontrollierten mehrjährigen Fluortablettenexperiment die Karies in der 
unfluoridierten Kontrollgruppe gleich abgenommen hat wie in der fluoridierten 
Versuchsgruppe, keinerlei karieshemmender Einfluß der Fluortabletten 
feststellbar war und Prof. Künzel selbst die Tablettenfluoridierung als 
ungeeignete Maßnahme zur Kariesvorbeugung in größeren Kollektiven 
bezeichnet hat. Zum damaligen Zeitpunkt war auch bereits bekannt, daß die von 
den Schweizer Zahnprofessoren Marthaler und König behaupteten Erfolge ihrer 
Fluortablettenstudie an Schweizer Schulkindern im Kanton Zürich durch 
unzulässige Vergleiche und Datenauswahlen von den Autoren konstruiert worden 
waren und keinerlei karieshemmender Effekt der Fluortabletten nachgewiesen 
werden konnte. 

Da die erwiesene Wirksamkeit eine wesentliche Voraussetzung für die Zulas~ung 
eines Medikamentes nach dem Arzneimittelgesetz ist, hätte diese Frage in dem 
OSR-Gutachten angesichts der zugegebenen "sehr wechselnden Erfolgsquoten" 
weiter untersucht und eine solche Untersuchung vom Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz zumindest verlangt werden müssen. Der OSR­
Gutachter Prof. Kraupp hat sich indessen ganz allgemein auf Publikationen der 
WHO, des schweizerisch/niederländischen Zahnprofessors K.G. König, und der 
ORCA (eines zur Verbreitung der Fluoridierung gegründeten und ausschließlich 
von international organisierten Fluorbefürwortern beschickten Vereins) 
berufen, Ferner ist cr von der Fluorempfehlung des OSR vom 12.12.1970 
ausgegangen, die sich auf das inhaltlich in wesentlichen Belangen - besonders in 
Fragen der Wirksamkeit - falsche Gutachten des Hygienikers Prof. Flamm stützt. 
Die zahnärztlichen Erfolgsstatistiken, auf die sich Prof. Flamm beruft, wurden 
vom Gutachter überhaupt nicht nachgeprüft, sondern ungeprüft übernommen 
und sind inzwischen sämtliche wissenschaftlich widerlegt. Prof. Flamm hat in 
seinem Gutachten darüber hinaus völlig aus der Luft gegriffen behauptet, für 
österreichische Verhältnisse habe sich die Fluortablettenaktion bewährt, obwohl 
er darüber gar keine Erhebungen und Untersuchungen angestellt hat und 
Gegenteiliges bereits auf dem Tisch lag. 

Wohl aber hat der OSR-Gutachter Prof. Kraupp richtiger Weise darauf 
hingewiesen, daß eine Dosierung von 1 ppm F nicht überschritten werden darf. 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz hat sich jedoch an das 
Gutachten von Prof. Kraupp vom 17.6.1974 nicht gehalten und die Sitzung des OSR 
am 14.11.1974 zur Frage der Aufhebung der Rezeptpflicht erst gar nicht 
abgewartet, sondern die Rezeptpflicht für Fluortabletten bereits mit Erlaß vom 4. 
9. 1974, Z1. 159.550/1-2212-74, generell aufgehoben und den Wirkstoff 
Natriumfluorid, bisl?:er auf Rezeptpflicht und als "Venenum ++" deklariert, 
überhaupt aus dem Osterr. Arzneibuch herausgenommen und diese Änderungen 
mit Erlaß vom 10.10.1974, Z1. 52.169/24-214/2-74, auch allen Ämtern der 
Landesregierungen noch zusätzlich mitgeteilt. 

Während das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz noch im Mai 
~ 973 in .~ezug auf die Vergiftungsgefahr bei Kindern mitgeteilt hat und auch die 
Osterr. Arztezeitung darauf hinweist, daß "Fluortabletten ungefährlich" seien, 
weist der Pharmakologe Prof. Kraupp in seinem Gutachten für den OSR vom 
17.6.1974 ausdrücklich darauf hin, daß es notwendig ist, "die 
Dosierungsvorschriften für die Fluoridtabletten-Verabreichung auf den 
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Fluorgehalt im örtlichen Trinkwasser abzustimmen, wobei ein erhöhter 
Trinkwasser-Fluorgehalt eine Reduktion der Dosierung erfordert". 

Während der Gesundheitsreferent der o.Ö. Landesregierung, Landesrat Dr. Hartl, 
anläßlich einer Pressekonferenz in der Amtlichen Unzer Zeitumg vom 19. 4.1974 
im Widerspruch zur Auffassung des OSR-Gutachters Dr. Kraupp (und der 
Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchung und Lebensmittelforschung vom 
24.11.1982, die wegen der Gefahr von Knochenerkrankungen Warnaufdrucke 
gegen den gleichzeitigen Konsum von fluorhältigen Mineralwässern auf den 
Packungen und Beipackzetteln der Fluor-Medikamente fordert), verlautbaren 
läßt: "Endlich Sicherheit: Fluortabletten absolut unschädlich", stirbt zwei Jahre 
später ein Kind in Oberösterreich innerhalb weniger Stunden trotz ärztlicher 
Hilfe an Vergiftung mit diesen "absolut unschädlichen" Fluortabletten bei der 
sehr kleinen Dosis von nur 16 mg/kg Kgw (die kleinste letale Dosis wird in der 
Fachliteratur mit 6-:9 mg/kg Kgw angegeben). 

Da es in Österreich (laut Vergiftungsinformationszentrale) fast täglich' zu 
Unfällen mit Fluortabletten und in einer Auswertung von 108 Unfällen bei 
Kindern in 38% der Fälle zu Vergiftungssymptomen - in einem Fall war das 
"Vergiftungssymptom" der Tod - gekommen ist, obwohl in 93,5% der 108 Fälle die 
aufgenommene Fluoridmenge weniger als 5 mg/kg Kgw betragen hat, rückt die 
trotz des ausgebliebenen bzw. völlig unbewiesenen Nutzens nach Aufhebung der 
Rezeptpflicht weiter propagierte und durchgeführte Fluortablettenaktion bereits 
in den Bereich der fahrlässigen wenn nicht vorsätzlichen Gemeingefährdung. 

a) Ist der Oberste Sanitätsrat, der kein eigenes \ Büro besitzt, keinen 
Parteienverkehr nach außen hat (laut Auskunft seines Präsidenten Prof. 
Fellinger) und unter dem Vorsitz des Bundesministers für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz oder in dessen Vertretung eines Beamten Ihres Ministeriums 
steht, ein weisungsgebundenes Organ7 Wenn ja, wurden in der Vergangenheit 
schriftliche oder mündliche Weisungen an den OSR erteilt und welche? 

b) Dienen die Empfehlungen des Obersten Sanitätsrates vorwiegend der 
"Rückendeckung" bei der Durchsetzung (gesundheits- )politischer Ziele Ihres 
Ministeriums oder handelt es sich um Gutachten und Empfehlungen im Sinne 
eines Amtsgutachtens? 

c) Hält sich das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz immer und vollständig an die Empfehlungen und Gutachten 
des Obersten Sanitätsrates? Wenn nein, wann und warum nicht7 

d) Sind Sie bereit, alle Gutachten und Beratungen (Protokolle) des Obersten 
Sanitätsrates und nicht nur die letztlich herausgekommenen Empfehlungen zur 
Verfügung zu stellen und zu veröffentlichen7 

e) In welchen Sitzungen (bitte Datum angeben) hat sich der Oberste 
Sanitätsrat einschließlich seiner erstmaligen Befassung im Jahre 1955 mit der 
Fluorproblematik befaßt, wie war er jeweils bei der Beschlußfassung 
zusammengesetzt und wer waren die Gutachter7 

f) Wurden vom Obersten Sanitätsrat auch Nichtmitglieder zu Beratungen 
und Ausschüssen betreffend die Fluorproblematik zugezogen, wenn ja wann und 
wer, und liegen dazu schriftliche Stellungnahmen vor? 

g) Anläßlich der Anhörung und Sitzung des Ausschusses am 16.3.1983 hat 
Präsident Prof. Fellinger die Teilnehmer gebeten, Ihre Äußeru~ngen und 
Stellungnahmen schriftlich niederzulegen und einzusenden und sollten diese 
dann denTeilnehmern zugesendet werden. Sind zu dieser Anhörung und Sitzung 
des OSR-Ausschusses schriftliche Stellungnahmen an den Obersten Sanitätsrat 
oder das Büro des OSR oder an das Gesundheitsministerium eingelangt7 Wenn ja 
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welche? Wurden diese den anderen Teilnehmern zur Kenntnis gebracht, in den 
späteren Sitzungen des OSR berücksichtigt und in welcher Form? 

h) Sind Sie bereit, sämtliche seit 1955 in dieser Causa erstellten Gutachten, 
Beratungsprotokolle, und Entschließungen herauszugeben? 

i) Wer sind die Mitglieder und Ersatzmitgliedet des Obersten Sanitätsrates 
derzeit und wer war es in den vergangenen Perioden? 

j) Bestanden und bestehen personelle Verbindungen zwischen Mitgliedern 
des Obersten Sanitätsrates und Pharmafirmen z.B. im Rahmen von 
Forschungsprojekten und/oder Konsulententätigkeiten, wenn ja, wel'che? 

k) Sind Sie bereit, den Obersten Sanitätsrat auf eine viel breitere Basis 
unter Einschluß der naturwissenschaftlichen Disziplinen wie Physik, Chemie, 
Mathematik, Statistik, Biologie, sowie von Ganzheits- und Alternativmedizinern 
und Sachkennern aus dem Bereich der Verbaucher, des Patientenschutzes, und 
sachkundigen Kritikern in medizinischen und gesundheitspolitischen Belangen 
zu stellen und eine entsprechende Gesetzesvorlage vorzubereiten? 

1) Ist es richtig, daß der Präsident des Obersten Sanitätsrates, Univ.-Prof. 
Dr.Dr.h.c.mult. Fellinger auch Präsident der von Pharmafirmen mitgetragenen 
Österr, Arbeitsgemeinschaft für Volksg,esundhcit (ÖAV) mit deren Sektion 
Jugendzahnpflege (viele Jahre betreut vom Wiener Fluorbefürworter und 
Zahnarzt Dr. Kurt Binder, Leiter der Wiener Schulzahnkliniken, Berater des 
seinerzeitigen Gesundheitsministeriums, und Ausbildner der Fluorvertreter der 
Pharma- und Tablettenherstellerfirma GEBRO in Fieberbrunn/Tirol) war und 
(gegebenenfalls) noch ist? 

m) Ist es richtig, daß der vom Präsidenten des Obersten Sanitätsrates, Prof. 
Dr. Fellinger, geleitete Verein "Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit" auch 
Mitglied des Vereins "Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung" ist 
und eine Zusammenarbeit mit der "Österreichischen Gesellschaft für 
Zahnhygiene" (Gründer und langjähriger Vorsitzender des Aufsichtsrates: 
Direktor Otto Broschek, Inhaber und Vorstand der GEBRO KG Fieberbrunn, 
langjähriger Hersteller und Lizenzvertreiber der Fluor-Medikamente mit 
Monopolstellung) bestand und (gegebenenfalls) noch besteht? 

30} Die Fluortablettenaktion wurde in Österreich im Jahre 1957 mit Erlaß des 
Bundesministeriums für Unterricht vom 27. August 1957, ZI. 59.436-19/1957 
"GEBRü" G. Broschek K.G., Fieberbrunn, Schulaktionen zur Fluor-Karies­
Prophylaxe, an den österreichischen Pflichtschulen eingeführt. 

In dem Erlaß werden zunächst in einer Art Panikmache die schrecklichen Folgen 
kariöser Zähne für Magen-, Darm-, aber auch Gelenks- und Herzerkrankungen 
angeführt, dann die großartigen Erfolge der Fluoridierung im Ausland (von 
denen wir heute wissen, daß sie nicht stimmen) hervorgehoben, sodann der 
Erfolg der Verabreichung von Fluortabletten gegen die Zahnfäule gepriesen und 
dann die Landesschulräte angewiesen, diesbezügliche Maßnahmen der 
Sanitätsbehörden zu unterstützen. Die im da. Dienstbereich tätigen Schulärzte 
wurden angewiesen, die Schuljugend auch über die Wichtigkeit der Vorbeugung 
der Zahnfäule durch Einnahme von Fluortabletten als notwendige Maßnahme zu 
belehren, darüber hinaus den Lehrkörper und die Elternschaft von der 
Wichtigkeit dieser Maßnahme zu überzeugen und zur verständnisvollen Mitarbeit 
zu gewinnen. 

Mit dem Erlaß des Bundesministers für Unterricht wurden "ausgezeichnete" I\{so 
das Ministerium selbst) Unterlagen der Firma GEBRO G. Broschek, Fieberbrunn in 
Tirol mitgeschickt und abschließend, im Widerspruch dazu, angeordnet: 
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"Wenngleich die Firma Broschek die üteratur kostenlos zur Verfügung gestellt 
hat, ist jedoch sorgfältig darüber zu wachen, dass mit keiner behördlichen 
Veranlassung eine Werbung für diese Firma verbunden 'wird," 

Hierzu ist folgender Sachverhalt festzuhalten: 

Die Firma GEBRO G. Broschek KG , FieberbrunnITirol, besitzt in Österreich auf dem 
·Gebiet der Fluor-Kariesprophylaxe ein absolutes Monopol. Die Finanzierung dieser 
"Fluor-Kariesprophylaxe" und ihrer Werbung erfolgt weitgehend durch die 
Öffentliche Hand über Bund, Länder, und Gemeinden. Zeitweise waren bis zu 1,1 
Millionen Kinder, Schwangere und Stillende jährlich in diese "FI uor­
Kariesprophylaxe" eingebunden. 

Zwecks "Marktauswertung in der Schule" wurde von Dir. Otto Broschek, Inhaber 
der Pharma-Firma GEBRO, die "ÖSTERREICHISCHE GESELLSCHAFT FÜR 
ZAHNHYGIENE" (ÖGZ) gegründet. Dir. Broschek wurde Vorsitzender des 
Aufsichtsrates. Die Firma ist eine Werbegesellschaft der Pharma- und 
Kosmetikindustrie mit Sitz in der Werbeagentur "Hager Gesellschaft" in Wien. Sie 
stellte umfangreiches Werbematerial (insbesondere Fluorwerbung) an die 
Schulen zur Verfügung und wurde viele Jahre (und wird vielleicht noch) in 
hohem Maße von der öffentlichen Hand (u.a. für die "Zahnbeutelaktion") 
mitfinanziert (die Gelder sollen dabei vom Gesundheitsministerium und von den 
Gesundheits- und Sozial referaten der Länder gekommen sein). 

Die vom Chef der Pharmafirma GEBRO gegründete und beaufsichtigte Werbefirma 
"ÖSTERREICHISCHE GESELLSCHAFT FÜR ZAHNHYGIENE" steht in enger 
Zusammenarbeit mit der "ÖSTERREICHISCHEN ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR 
VOLKSGESUNDHEIT (ÖAV), SEKTION JUGENDZAHNPFLEGE", die ihren Sitz lange Zeit 
in den Amtsräumen des Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutz, 
Stubenring 1, gleich neben dem Büro des Sektionschefs hatte (und noch hat?). An 
der Gründung der "SEKTION JUGENDZAHNPFLEGE" der ÖAV war auch Dir. Broschek, 
Inhaber der Pharmafirma GEBRO, beteiligt. Präsident der ÖAV ist Prof. Fellinger, 
gleichzeitig auch Präsident des Obersten Sanitätsrates, Geschäftsführer der 
"Sektion Jugendzahnpflege" der ÖAV war (der inzwischen verstorbene) Zahnarzt 
und Leiter der Wiener Schulzahnkliniken, Berater des OSR-Präsidenten Fellinger 
und des Gesundheitsministeriums sowie der Pharmafirma GEBRO in Fluorfragen, 
Mitglied der ORCA (des zur Verbreitung der Fluoridierung unter Mitwirkung der 
Fluor- (u,a. GEBRO), Süßwaren- und Süßgetränkefirmen gegründeten Vereins), 
Geschäftsführer des Internationalen Dokumentationszentrums für zahnärztliche 
Fluorliteratur (eine Gründung und PropagandasteIle der ORCA), Fluor-Experte und 
nahezu einziger "anerkannter" und vom Gesundheitsministerium finanzierter 
österreichischer "Fluor-Forscher", Prim. Dr. Kurt Binder. 

Auf die österreichischen "Fluor-Forschungen" des Zahnarztes Dr. Binder, deren 
Ergebnisse und "Fluor-Erfolge" schon vom Leiter der ünzer Schulzahnkliniken, 
Dr. Volk, völlig zu Recht als statistischer Artefakt aufgedeckt (1963) und vom 
Leiter der Abteilung für Statistik und angewandte Mathematik an der Universität 
Wien, Prof. Pflug, als "reine Spekulation" . (1991) bezeichnet wurden, stützten und 
stützen der Oberste Sanitätsrat und das Bundesministerium für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz immer noch ihre Fluorempfehlungen. 

Obwohl gemäß Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht vom 27. August 1957 
sorgfältig darüber zu wachen war, dass mit keiner behördlichen Veranlassung 
eine Werbung für die Firma GEBRO verbunden war, wurde die 
Fluortablettenaktion so organisiert, daß die Fluorwerbung über die 
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Werbegesellschaft ÖSTERR. GESELLSCHAFT' FÜR ZAHNHYGIENE der Firma GEBRO in 
Zusammenarbeit mit der SEKTION JUGENDZAHNPFLEGE der ÖAV erfolgte, die 
"Elternbriefe" ("An die Eltern unserer Schüler", "Liebe Eltern", usw. mit 
Unterschriften von Gemeinde- und Landespolitikern sowie ho h e n 
Sanitätsbeamten (Bürgermeister, Landesräte und Landeschulratspräsidenten 
sowie Landessanitätsdirektoren) von der Firma GEBRO erstellt und zur Verfügung 
gestellt wurden, die Schuldirektionen mit Erlaß anRewiesen wurden, die Bestände 
an Fluortabletten festzustellen und mittels einer von der Firma GEBRO zur 
Verfügung gestellten Meldekarte bis zu einem Stichtag an die Firma GEBRO zu 
melden (siehe z.B, Verordnungsblatt des Landesschulrates für Steiermark jg. 1973, 
Stück 5, vom 20, Mai 1973), 

Noch 1986 hat das Amt der O.Ö. Landesregierung mit Schreiben vom 5. Februar 
1986. San - 2802/3 - 1986/Roi. an die Firma Gebro G. Broschek KG., Abt. Fluoraktion, 
unterzeichnet "Für den Landeshauptmann: Habringero Landesrat" p der .Firma 
GEBRO gewissermaßen entschuldigend. seine Probleme mit der 
Fluortablettenaktion geklagt, auf seine Maßnahmen zur Fortsetzung der Aktion 
verwiesen und um Überlassung von Werbematerial ("Elternbriefe" etc.) gebeten 
sowie für die restliche Dauer des Schuljahres 750,000 Fluoridtabletten zu 1 mg zum 
Preis von S 82.500.-- bestellt (was einer Menge von 4/10 des dortigen 
Jahresbedarfes der 1. bis 4. Pflichtschulstufe entspricht, das wären 1.809.700 
Tabletten). 

Als Voraussetzung für die Durchführung der Fluortablettenaktion war von den 
Sanitätsbehörden die Kenntnis des Fluorgehaltes der Trinkwässer in dem 
jeweiligen Ort vorgeschrieben. Mit der Untersuchung der Trinkwässer (es handelt 
sich um viele tausende) auf ihren Fluorgehalt wurde jedoch nicht eine 
unabhängige Stelle, sondern die Pharmafirma GEBRO, welche die Fluortableten 
herstellte und lieferte, beauftragt. 

Die Kontrolle und ständige Überwachung der Fluortablettenaktion in den Schulen 
wurde durch die Sanitäts- und Schulbehörden Vertretern der Pharmafirma GEBRO 
übertragen. Diese Angestellten der Pharmafirma GEBRO erschienen während des 
Unterrichtes in den Klassen, überprüften die Fluortablettenbstände, die Kinder, 
Lehrer und Direktoren und beanstandeten diese auch. Beanstandungen wurden in 
der Regel vom Pharmavertreter der GEBRO auch an die Amtsärz.te und 
Landessanitätsbehörden und von diesen (fallweise auch vom Pharmavertreter 
selbst) an die Schulbehörden (Landesschulrat. Bezirksschulrat) weitergemeldet, 
worauf Lehrer und Direktoren von ihren vorgesetzten Dienstbehörden häufig 
unter Druck gesetzt, schriftlich beansta11det und ihnen auch Weisungen erteilt 
wurden. Fallweise erlitten sie auch dienstrechtliche Nachteile, obwohl die 
Tätigkeit der Pharmavertreter der Firma GEBRO in den Schulen und deren Eingriff 
in den Unterricht absolut ungesetzlich und unzulässig war. 

Die Pharmavertreter der Firma GEBRO wurden viele Jahre lang oft im Werk der 
Firma GEBRO in Fieberbrunn/Tirol selbst vom Beamten und Leiter der Wiener 
Schulzahnkliniken, Prim. Dr. Binder, der gleichzeitig auch Leiter des Sektion 
]ugendzahnpflege der Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit (Präsident Prof. 
Fellinger), Berater des früheren Sozial- und späteren Gesundheitsministeriums, 
Fluor-Beratet des Präsidenten des Obersten Sanitätsrates (Prof. FeIlinger) war, 
ausgebildet. Zahnarzt Dr. Binder erhielt auch jene Forschungsaufträge, mit denen 
die Wirksamkeit der Fluoridierung in Österreich bewiesen werden sollte. Für fast 
alle Aussendungen und offiziellen Informationsschriften über den (behaupteten) 
großen Nutzen und die (behauptete) völlige Unbedenklichkeit der Fluortabletten 
(-Aktion) zeichnete Dr. Binder inhaltlich verantwortlich, der auch Mitglied des 
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unter Mitwirkung einschlägiger Firmen zur Verbreitung der Fluoridierung 
gegründeten Vereins "Europäische Arbeistgemeinschaft für Fluorforschung und 
Kariesprophylaxe OReA" war. 

Als die Verflechtungen der mh: der "Fluor-KarIes-Prophylaxe" betrauten 
öffentlichen Stellen und Personen mit der Pharmaindustrie (besonders der Firma 
GEBRO) sowie die ganz im Gegensatz zum Erlaß des Bundesministeriums für 
Unterricht vom 27. August 1957 stehenden Tätigkeiten der Pharmavertreter der 
Firma GEBRO in den Schulen (und Kindergärten) vom ELTERNKOMITEE GEGEN 
FLUORMISSBRAUCH aufgedeckt wurden, wurde 1974 neben der Aufhebung der 
Rezeptpflicht für die Fluortabletten der Firma GEBRO auch eine neue Organisation 
(Verein) mit dem Namen "Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung 
(AGZ)" gegründet. 

Dieser Verein übernahm nunmehr die Pharmavertreter der Firma GEBRO, 
schickte die gleichen Pharmavertreterder Firma GE&RO und Massen von 
kostspieligem Fluor-Propagandamaterial weiter in die Schulen, der 
geschäftsführende Vorsitzende wurde Prim. Dr. Binder, womit die alte personelle 
Verflechtung unter neuem Namen weiterbestand. Vorst3.ndsvorsitzender dieses 
Werbevereins wurde der Vorsitzende der Bundesfachgruppe der Zahnärzte in der 
Österr. Ärztekammer, Dr. Brenner und danach Dr. Bantleon, in den Vorstand zogen 
der Sektionschef Dr. Krassnig im Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz (dieses Ministerium ist zugleich Aufsichtsbehörde der 
Ärztekammer), sowie Ministerialrat Dr. Schwarz vom Bundesministerium für 
Unterricht und Kunst, verantwortlicher Referent für die ungesetzliche 
Medikamentenverteilung (Fluortabletten) und Pharmawerbung in den Schulen, 
ein. Mitglied der AGZ ist wieder die Österr. Arbeitsgemeinschaft für 
Volks gesundheit (Präsident Prof. Fellinger, gleichzeitig ""Präsident des Obersten 
Sanitätsrates). Für das meiste in Österreich hergestellte Propagandamaterial der 
AGZ zeichnete inhaltlich wieder der Beamte Prim. Dr. Binder, gleichzeitig Leiter 
der Wiener Schulzahnkliniken und Fluor-Berater des OSR-Präsidenten Prof. 
Fellinger sowie Fluor-Experte des Gesundheitsministeriums und der Firma GEBRO, 
verantwortlich. 

Als sich das ELTERNKOMITEE GEGEN FLUORMISSBRAUCH 1980 in dieser 
Angelegenheit mehrmals an den Herrn Bundespräsidenten Dr. Kirchschläger 
wandte und ihm die Vorgänge und Verflechtungen schilderte, qualifizierte der 
Herr Bundespräsident diese Vorgänge in seinem Schreiben vom 22. August 1980, 
104.092/3, als "Vorwürfe eines fast an die Grenze ·der Strafbarkeit 
herankommenden Verhaltens" und bat im Hinblick darauf den Herrn 
Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz und den Herrn Bundesminister 
für Unterricht und Kunst, der Angelegenheit ihr besonderes Augenmerk 
zuzuwenden. 

Herr Bundespräsident Dr. Kirchschläger bekam zunächst ein dreiviertel Jahr lang 
von den beiden Ministern überhaupt keine Antwort und erst auf seine Urgenz 
vom Mai 1981 antwortete Vizekanzler Dr. Sinowatz ausweichend, ohne auf die 
konkreten Vorwürfe der personellen Verflechtungen und ungesetzlichen 
Vorgänge einzugehen, und stützte sich wiederum nur auf eine allgemein 
gehaltene fluorbefürwortende Stellungnahme des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz. Vom Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz selbst erhielt Herr Bundespräsident Dr. Kirchschläger auch auf 
seine Urgenz hin keine Antwort, wie aus dem Schreiben des Herrn 
Bundespräsidenten Dr. Kirchschläger vom 3. Juli 1981, 104092/5, hervorgeht. 
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Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz betraute an Stelle der 
Firma GEBRO den Verein Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung AGZ 
mit der Organisation und Durchführung der Fluorwerbung und der 
Fluortablettenaktion in den Schulen, wobei nun die Vorgänge statt direkt mit der 
Firma GEBRO über den Verein AGZ abgewickelt wurden und werden und die Firma 
GEBRO nun vom Verein AGZ eingeschaltet wird. Der Dr. Binder nachfolgende 
Geschäftsführer Fritz Laimer soll ein früherer Pharmavertreter der Firma GEBRO 
sein, Die AGZ verschickt nunmehr die Eternbriefe und sonstiges umfangreiches 
und kostspieliges in- und ausländisches Werbematerial an die Schulen und nimmt 
die Bestellungen der Fluortabletten auf. Umfangreiches Werbematerial wird von 
der AGZ auch an viele Angehörige der Gesundheitsberufe (Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker, Dentisten, Stellen des Gesundheitsdienstes und Gesundheitsbeamte, 
etc.) sowie an Privatpersonen verschickt. Das Werbematerial der AGZ deckt sich 
inhaltlich vielfach mit dem Werbematerial. das die Firma GEBRO an Zahnärzte und 
Ärzte (Kinderärzte) verschickt. Nur das Impressum ist entweder das der AGZ oder 
der GEBRO. 

Das Werbe- und Informationsmaterial der AGZ hat wegen seiner Enseitigkeit und 
inhaltlichen Unrichtigkeit schon wiederholt Anstoß erregt. So dementierte z.B. 
einmal ein bekanntes Forscherteam des Forschungszentrums Seibersdorf heftigst 
eine weithin verbreitete irreführende Werbeschrift der AGZ, in der diese 
unrichtig behauptet hatte, das Seibersdorfer Forscherteam hätte die Wirksamkeit 
und Unschädlichkeit der Natriumfluoridanwendung bewiesen und hierfür den "1. 
österreichischen Staatspreis für Wissenschaft 1977" des Gesundheitsministeriums 
erhalten (on weiteren solchen "Staatspreisen" hat man übrigens nichts mehr 
gehört). Das Seibersdorfer Forscherteam stellte dazu im Gegensatz zur AGZ fest, daß 
es diese Art der Natriumfluoridanwendung für bedenklich hält und "absolut nicht 
der Meinung" ist, "daß Fluor keine Nebenwirkungen hervorruft". Eine 
Richtigstellung ihrer gravierenden Falschmeldung hat die AGZ bis heute 
unterlassen und so der gebotenen ärztlichen Aufklärungspflicht n ic h t 
entsprochen. 

Neben der AGZ wurde in den letzten Jahren wieder die Österreichische 
Gesellschaft für Zahnhygiene (ÖGZ) in Zusammenarbeit mit der Österreichischen 
Arbeitsgemeinschaft für Volksgesulldheit (ÖAV) eingeschaltet, wobei Univ.-Prof. 
Dr. Vutuc vom Institut für Sozialmedizin der Universität Wien eine 
propagandistische und inhaltlich irreführende Presseaussendung zu Gunsten der 
Fluoridierung auf Kopfpapier der ÖGZ tätigte. 

Weiters wurde der vor wenigen Jahren gegründete und finanziell sehr gut 
dotierte Fond "Gesundes Österreich", der unter dem Vorsitz des Bundesministers 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz steht, mit Fluorpropaganda und 
Fluoraktionen in den Schulen aktiv. Ene maßgebliche Rolle spielt darin auch die 
Geschäftsführerin der Steirischen Gesellschaft für Gesundheitsschutz, Dr. Und i 
Kalnoky, die jene Pressekonferenz in Graz 1982 organisiert hatte, auf der unter 
Beteiligung des Zahnärztechefs in der Ärztekammer, Dr. Bantleon, der Sch ul- und 
der Universitätszahnklinik in Graz, Dr. Stepantschitz bzw. Prof. Tschamer und Doz. 
Städtler, sowie von Dr. Binder (Wien) und des zuständigen Beamten des 
Gesundheits~inisteriums, Min.-Rat Dr. Schedy, anhand falscher Zahlen und 
Vergleiche gegen besseres Wissen behauptet worden war, die Karies von Grazer 
Schulkindern hätte sich nach Absetzen der Fluortabletten verfünffacht, obwohl 
sie in Wirklichkeit abgenommen hatte, und auf dieser Basis die Wiedereinführung 
der Fluortablettenaktion in der Steiermark vehement gefordert wurde. 
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Schließlich wurden in letzter Zeit in verschiedenen Bundesländern 
"Arbeitskreise" gegründet, in Vorarlberg z.B. der "Arbeitskreis für Vorsorge- und 
Sozialmedizin AKS", die in den Schulen Fluorwerbung betreiben und neue 
Fluoraktionen insbesondere mit hochkonzentrierten Fluor-Präparaten zur 
Lokalbehandlung gestartet haben. In Tirol soll unter auch ein klinischer 
Versuch mit fluoridiertem Kochsalz laufen. 

Die seit Einführung der "Fluor-Prophylaxe" im Jahre 1955 bisher für die Pro­
Fluor-Forschung, Organisation, Werbung, Wasseruntersuchungen durch die 
Firma GEBRO, Medikamenten- und Personalkosten (zur "Kontrolle" eingesetzte 
Pharmavertreter und Vereinsbedienstete) von Bund, Ländern und Gemeinden 
aufgewendteen Mittel werden auf etwa eine Milliarde Schilling (auf Basis des 
heutigen Geldwertes) geschätzt. Dazu kommen noch die horrenden indirekten 
Kosten für die Verteilung dieser Fluor-Medikamente während des Unterrichts 
durch die LehrerInnen und KindergärtnerInnen infolge des hohen 
Zeitaufwandes, nachdem lange Zeit täglich über eine Million Kinder mit diesen 
Fluor-Tabletten versorgt werden mußten. Rechnet man einfachheitshalber mit 
900.000 Kinder zu je 30 Kinder pro Klasse, somit 30.000 Klassen und nur 5 Minuten 
Zeitaufwand pro Klasse und Tag an nur 200 Schultagen pro Jahr, so ergibt sich ein 
Zeitaufwand von 30.000xSx200 = 30.000.000 Minuten oder /60 von 500.000 
Lehrerarbeitsstunden pro Jahr für diese gesetzlich unzulässige Verteilung von 
lange Zeit unter Rezeptpflicht gestandenen und von sachkundiger Seite als 
nutzlos gegen Karies angesehenen Medikamenten im Schulunterricht. Bei S 200.­
pro Lehrerstunde entspricht dies einem Gegenwert von S 100 Millionen pro Jahr 
für die Medikamentenverteilung und somit seit Beginn der Aktion zusätzlich weit 
über 1 Milliarde Schilling Aufwand. 

Nach dem Arzneimittelgesetz, dem Ärztegesetz, und dem Schulunterrichtsgesetz 
sind derartige medizinische Behandlungen und Werbungen für Medikamente 
sowie klinischen Versuche (Vorarlberg) in den Schulen und öffentlichen 
Kindergärten nicht gestattet. 

a) Aufgrund welcher gesetzlicher Bestimmungen des 
1. Arzneimittelgesetzes, 2. Ärztegesetzes, und 3. Schulunterrichtsgesetzes werden 
die Fluortablettenaktion und andere Fluoraktionen mittels zugelassener 
Arzneispezialitäten sowie klinische Versuche an Kindern in öffentlichen 
Einrichtungen wie Schulen, Kindergärten, und Mütterberatungen durchgeführt 
und beworben? 

b) Auf welcher gesetzlichen Grundlage werden inkompetente öffentlich 
Bedienstete wie LehrerInnen und KindergärtnerInnen sowie FürsorgerInnen per 
Dienstanweisung gezwungen, Werbung für diese fluorhältigen 
Arzneispezialitäten in den betreffenden öffentlichen Einrichtungen zu machen 
und die Kinder regelmäßig täglich/wöchentlich mit diesen Arzneispezialitäten 
medizinisch zu behandeln? 

c) Wie hoch belaufen sich die Kosten für die gesamte "Fluor­
Kariesprophylaxe" einschließlich der Werbung und der Wasseruntersuchungen 
durch die Firma GEBRO, aufgeschlüsselt nach Kosten für die Arzneispezialitäten, 
den Personalaufwand, den Werbeaufwand, den Forschungsaufwand, getrennt 
nach Anteilen des Bundes, der Länder, und der Gemeinden seit Beginn der 
Fluoridicrungsmaßnahmen (1955), in den letzten 20, 10, 5 Jahren, im letzten Jahr 
und in der Prognose für 19927 . 

d) Welche Beträge wurden bisher der Firma GEBRO insgesamt und in den 
vorhin angeführten Zeitabschnitten zur Verfügung gestellt und wie wurde die 
"Kontrolltätigkeit" der Pharmavertreter der Firma GEBRO in den Schulen und 
Kindergärten abgegolten? 

14 

4235/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 57 von 61

www.parlament.gv.at



e) Welche Beträge wurden der Arbeistgemeinschaft für Volksgesundheit 
sowie deren Sektion Jugendzahnpflege seit ihrem Bestehen jährlich zur 
Verfügung gestellt und zu welchem Zweck? 

f) Welche Beträge wurden der Österreichischen Gesellschaft für 
Zahnhygiene seit deren Bestehen jährlich zur Verfügung gestellt und zu welchem 
Zweck? 

g) Welche Beträge wurden der Arbeitsgemeinschaft für 
Zahngesundheitserziehung seit deren Gründung jährlich zur Verfügung gestellt 
und zu welchem Zweck? 

h) Welche Beträge wurden dem International Documentation-Center for 
Preventive Dentistry in Wien, Leiter Prim. Dr. Binder, (früher Deutsche 
Dokumentenstelle für Zahnärztliches Schrifttum in Stuttgart-Degerloch, eine 
Fluor-Propagandastelle der ORCA) seit seiner Gründung jährlich zur Verfügung 
gestellt und zu welchem Zweck? 

i) Welche Beträge wurden dem Fond "Gesundes Österreich" seit seiner 
Gründung in Zusammenhang mit kariesprophylaktischen Maßnahmen (Werbung, 
Zahnstatuserhebungen, Fluor-Zahnpasten und Fluor-Gel-Aktionen in Schulen 
und Kidnergärten, etc.) seit seiner Gründung jährlich zur Verfügung gestellt und 
zu welchem Zweck? 

j) Welche Beträge wurden der Steirischen Gesellschaft für 
Gesundheitsschutz in Graz, dem Arbeitskreis für Vorsorge- und Sozialmedizin in 
Vorarlberg, und ähnlichen Organisationen in Triol, Oberösterreich. und den 
anderen Bundesländern bisher jährlich, aufgeschlüsselt nach Institution, zur 
Verfügung gestellt und zu welchem Zweck? 

k) Welche Beträge wurden dem österreichischen "Fluor-Experten" Dr. 
Binder und seinen Mitarbeitern für Forschungszwecke (welche Projekte?) 
insbesondere der Fluor-Forschung zur Verfügung gestellt und welche darüber 
hinaus anderen Personen? 

1) Welche Beträge wurden der WHO für ihre "Pilotstudie" und wann zur 
Verfügung gestellt? 

m) Welche Beträge wurden für Tagungen, Anhörungen und anderen 
Veranstaltungen zum Thema der Fluor-Kariesprophylaxe aufgewendet? 

0) Wie waren und sind das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz (bzw. dessen Rechtsvorgänger), der Oberste Sanitätsrat, die 
Arbe.;tsgemeinschaft für Volksgesundheit mit ihrer Sektion ]ugendzahnpflege, 
die Osterreichische Gesellschaft für Zahnhygiene, die Arbeitsgemeinschaft für 
Zahngesundheitserziehung, das International Documentation-Center for 
Preventive Dentistry, der Fond Gesundes Österreich, die Steirische Gesellschaft 
für Gesundheitsschutz, der Arbeitskreis für Vorsorge- und Sozialmedizin in 
Vorarlberg und ähnliche Organisationen in anderen Bundesländern rechtlich 
konstruiert und organisatorisch sowie personell verflochten und wer waren und 
sind die Führungspersönlichkeiten (AufSichtsräte, Vorstände, Geschäftsführer, 
Präsidenten, entsandte Vertreter, etc., und deren Stellvertreter) in den vorhin 
genannten Institutionen und Organisationen? 

p) Wurden die an Herrn Bundespräsident Dr. Kirchschläger herangetragen 
und von ihm als "Vorwürfe eines fast an die Grenze der Strafbarkeit 
herankommenden Verhaltens" qualifizierten Sachverhalte und Bedenken vom 
Herrn Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz sorgfältig überprüft, 
wenn ja, mit welchem Ergebnis und mit welchen Konsequenzen, und warum 
wurde Herrn Bundespräsidenten Dr. Kirchschläger in dieser Causa nicht direkt 
geantwortet, sondern erst nach Urgenz und einem Dreivierteljahr eine 
ausweichende, auf die Vorwürfe überhaupt nicht ein geh end e 
fluorpropagandistische Stellungnahme an den Herrn Vizekanzler Dr. Sinowatz 
abgegeben? Sind Sie bereit, die betreffende Stellungnahme. vollinhaltlich 
v9fzulegen? . 
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• ' Im. 11. >"1UD.t ~ lAU Mr-"lI ck. Quod. 10. StOCl<. A.: DM! CeI.hrlidlkoil cko QucdtsUber. aad 
. cInadIeo. 1l2~ .. bei uhnilntlidwn Mr Amo.,omuhnfÜllunam. Z. ona". CMm. 4'. 66) 

l'UpIl, Dtodl. lUIIuallntl. Z. u. 799 {.\I66I. '.ylBl. 
• • . 11OI: • .fI..: Dir! Cdiilulicl>bll .... o..od.llberdampf... Il. Srarlit. A.: Die eilroni. o...&.i"",'· und Amat", ... -

'I f' ;t. ~. a...... !H. 461 ('"I'. ftrll ......... Z.hnilrt". Itdod> .... )7' und 40) ('9»)' 
. .- '.. , 

, AFUdtrift ileo Ver(alJera: D,. Rtinholl Mllyer, Akal. Rar, Klinik und Poliklinik fiir Zahn-, Mund-
"~eftTkrll~kheiten der Universität Tübi,!gen, 74 Tiibingtn, Osiandnstra(It 1.-8 _ 

\.~ -

: -\. \ie~H01OOr: Zu dem Beitrog des! Kolle~ MAYEl! moolte ida lolpes einwendm: Die Mundhöhle . 
\.. witd llllidtphmt, abtr in der WeÜle, daR es ein gft(blossener Kaum sein 80Il Da, ist aber bei der 
~undhöhle keineG\1f~ der fall. Es ~teht do,t die Verbindung mit der AuRenweIt. Zweitens wird 

bei der Verwendung der Turbine vernodalässigt. daR .ida die Que.bilberkonzmlfarion dUII:h die 
Turbu.lenx der Luft oehr odlneU veningen. Dem übM gebraumtcn Absaugapparat wird keine 

t 
ltedmlUl8 SUmgen. Ich glaube, daß man vorsidarig sein müB, aus diesen teil, theoretisdlen Unter~ 
eltdaungen lZU weirgehmdte Sdtlüssc für die Praxis zu l.iehen. Es wurde mehr oder weniger suggeriert, 

,- daS in der PIrnxi9 die Quedtailberdampvergihung eine Rolle spielen könnte. 
; 

Herr MAlm: lda wollte Herrn MAYElI nur fragen. wie alt seine Füllungen bei den Experimenrco 
WIlml, denn du Alter der füllulI8 dürfte ja eine erheblidle Rolle spielen. 

SddoBwort von Herrn MAYE!!.: Zu der e'",ten Frage, SdaluRfolgerung für die Praxis, möc:hte idt_: 
nur IIOVid sagen: im muBre auda hier aU$ Zeitgründen mandu:s Unrersda!ascn; ida darf Ihnen aber 
einen wmid!ern, dine Vernl(bsanordnung ist dazu geeignet, ~rade auf IddnsteJl1 Ra;1lJ1e Unter­
Iludtungm duIlMuführcn. DieseIbm Untersudaungen haben wir bereits am Patienten dunh~fühn. 
oie erbringen dinelbm Er~bnisse. Die weitere Bemerhilßg zur Que<ksilbervergifrung möc:hte ida 
nur soweit beantworten: Sdbst wmn di~e Werte in diesem kurzen Zeitraum. wo sie aUHnien, 
tmt über dem GOß. MAK-Wen liegen, für die Pr81lill sind sie ungefährlida. Allerdings. wenn Sie 
oehr viel Amalgam verarbeiten und das haben wir bereits vor 4 bis 5 Jahten unter KllÖNCl[E und 
dann and! J(tTTflll nad!gewiesen, entHeht im Raum eine Konzentration im Laufe des A.-bejtsta~, 
die W. über den MAK-Wen ~teigt. Sd\lieRlim zu der frage: Aber d« rülhmg. Darüber waren 
wir edbst Ükrrasdtt, daB das Alter der Füllungen keine Rolle spielt. 

Au. der ProlholiodJon Abloiluno (leilo .. Prol. Or. 1'. I •• ell der PotiMinik und ((Iinih fV< loh ... , Mund- und Kief",-
hronkhoilon (Diroklo" P,of. 0,. Or. 0_ HounfoldorJ de, Wo.lf6lischon Wilhel"",·Un;yo,.illll Münster . 

j[)ire Wädlllllro~ '/f«D1lIl lHf.ilHogell1lfurne1lll aJun~ die JDI~n&nftel!ll 
wrm All!l1laB~allmiliällllunrmge1lll 

Vcm R. MArumooIl UI\ID E. Pn:PDlSTOClt 

Aul den OImfiidaen von Amalgamen bilden ,ida in zahlrcimm E1ektrolytm Dedt,daimten. Dies 
trifft (lud! für den S~i~~i und für eine Polyphosphat-I<alium-lösung zu, die wir statt Spcimel für 
Veroodle in. vitra verwendet haben. Diese Dedtsdaidaren. die ein edleres Verhalten des! Amalgams 
bn:nlltm. atelIen also gc:wigsermaBen einen Selbstsmutz_ dar. indem ~ie die Oberßäme des Metalls 
obd~m und doa Inlösunggehm w~ilerer Ionen ersmweren. Da bei der Bildung der Dc<hsmidatcn 
Ele1ttronen verbraucht werden, steigt das Potential entsprechend deren Ausbildungsgrad an. 

1?c&:M~ 

In Lobo:rvmnuhen fanden wir dabei folgende GesetzmäBigkciten: Fehlt die Dedcsdaidat. 80 stellt 
o&h daD ~te Potential ein. und zWar mit einem Wert von etWa - 600 mV, gemessen ~gen eine 
geoJ.l~ KoIomel~htrode. Innerhalb einer Srunde steigt mit der Ausbildung der Ded<sdaimt da, 
~tial ouf etwa - :l00 mV an. Die aum nur stellenweise Zerstörung der IkJ<sdlimt bewirkt einen 
nprunghaftrn Abfall, dem jedom glndl wieder ein An91ieg folgt (Abb_ t). Aus der Gleidlatrtigkeit 
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Abb.1. RuhepcJten,itll Jes AmlllgtlMs, Ag-lIrm. unpoliert in Polyphospha'kali!!m, gemeHtJI g~g" 
l<JJlomd. nam jeder Stunde wurde die D,clrsmimt beseitigt. . 
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A"II.1.. Kuhtpotmtifll des Amtllgams. Ag-tlrm. poliert. in Polyphosplta'kaJium, gemeDtmi triBei 
l<JJlomel, "tlm jtder Stu"Je wurde die Dedcsmimt beseitig,. ~ 

I 
. der Kurven kann malt auE eine gcwism: GeoedlnliBigkeit bei der Bildung drn ~& ~ 

D:r Silbtrgeholt der Feilung u~ die Menge detJ Hg-Zuoatmo ~uocm die ~ W~ 
In kaum meßbarer Weise. Wohl aber iut dllS Potential obhön;ig WJ'! der an~g h ~ 
und zwar verhält sidt di-: polierte Probl: edler als die unpolie~ {Abb_ 1I}. ~ &a!. ~ 
in der Mundhöhle fonden wir grundNiulich die gleimen Vo~, t:I~ 6fe cl!Im ~ao 
dämplter oblllufen. , .'. 

Da ~ für die Eredu:inung, daS oida die polierte Füllung hlnoidtdidt &er A~ GI&ir 
oIß die unpoliene, unllerel) WiBllm1l nodt lteine plauoible &hlllnm; (Jibq ~ ela dlß ~ 
durdt ~ring~re me&!aniodle Einwirhungm verI~t wird - di<r: 1P'rob.e WII'MIt ~ dOIIlliil t:1b 
unpoUene -. wurden lilie nod!Colgmd Rm&Iriebenen Verow:b<e mit unpotiertm ~, di<r: mllT 

s&tmirgel der Körnung 610 geslatter W8mt. durdageführt. . 
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Abb . . 1. Ruherottntial des AmalKams in Polyphosphatkalium, in 1% NeF. in 10/D K8., in 1% Nd-! 
und in 1010 K(. -l 
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. 6 

l8ei den ~..... IIIlit halogenidhallillen Elekuolyten lubtiteten wir zunädtSt mit eitwr 
uOfr,i/FD NBa-~ AII&a bri diesen Vmud,m wurde die P~ nadl jeweil$ rinn Stunde ob:rr· 
ßlI&tltd! anaefrio.1tt. Die Erudmiooe oind in Abbildung J dorgeskUt. Im Vrrllieich mit dem verbaillm 
t!u Probe in Polyphoophadtalium erkennt man lolgenden Untel'lldtied: Die Anlangowene Ii~ 
St;7Ql aUdit ganz 00 tief, der AllDtieg des Potmtialo nad! der medtonisdten Bearbeitung al$ AUlldrudl 
dtr ~iWlgJedüd\lbildung blribt aber aus. . 

Ir. du %"'elgm NaF.LösUDg l1erhälr aich das Amalg8lll besonders negtltiv. Die AaEong!ll:ferre I~ . 
bri 1ZtW11- 600 mV; in der Srunde lUldt dermedutnltdlen Einwirlxung oinkt das Potential nc&a ßerißG· 
~ wdtJullb. In der l%illm KBr-UHuDg fanden wir AnEongswerte von etwll- S50mV; C'i'O §o~ 
ein ßU1n~ Potentinlanotieg. Um etwa 100 mV ~Ier. aber oon$t gkidl verhält oich die AmnlgllJ1ll­
pr'OW In der 10f0igm teJ-Löoung. 

lEiM Verllndmang der Holosmionenltonzmtration hat I.einen wncntlimen Einfluß auf die Auf- .. 
~ deo Amalgomo. Am &einpiel der Chlorionen sei diewr Sachvtrhnlt erliulert. In der 1°/~ . 
HO-I..öouna verhölt pim die Probe annähernd «I"ich wie in der o,l%igm NaCr-L&ung, obwehR m 
der errntam dao lofll&w an Chlorionen enthalten ist wie in der letzteren .. 

IErot eiM cehr nlllme Reduzierung der CI-Ionen (0,IXl1% NaCl) bewirflt rin IJ'!ringfügig G:dl= 
Verhalilm "elf A~pro~. Demnach sdttint allein ~Ine geringe Hlllogenionenlw~ntrstion.E\l 
sen6Gm. um die Bildung von Dedtcdtichten zu verhindern. w~ntlim zu verw~rn oder die ~­
o&üch_ dunhgängi~ zu machen. 

Eina tftfiltre Felltot~nung odIeint erwähnenswert. Au&! in hnlogenidlulltigen Elelmolytm habm 
der Si~nlt dc:r feilung und die Menge des Hg-ZUSoltZ6 kaum einen Eln8uB auf die AuflodulI3 
der Amolgamfilliung. 

$~ 

Da eG Dich M den Potentialen. die wir im Munde an metallisdten fülhnalerialim me!lRn. wo 
atndc&te AuEledungen handelt. die den Patienten nimt smidigm. lind sie nur indireltt von Intemlae. 
Von gröfkrtt kied<Ntung sind die Ströme. die von solchen Potentialen verursacht w~rden Mnnen. 
Eilt entop~de MesDWlgetl benötigt man eine zweih: Elektrode /lUO einem onderm Material clo 
~ t7ri1 zwei Amnlgamprobm in hlliogenidholtigen Lösungen haum rine Polmtialdiftama 
a~. lI1:riod.m ihnen oomit auch kein Strom Rldlen kann. Die erforderliche zwelh: lEI<~htrod!l 
fertigtal ~ir IlUO [kgulor M an • .Innen Potential in halogenidhaitigen Elektrolyten wn - So mV lill!8t. 
~ tkr Wahl der Grölle der Elelxtroden versuchten wir versdtiedene Situalionen in der Mundhöhh 
~ Zuerot arbeiretm ~ir mit Proben von 10 mmQ freier Oberlfii&u!. die IlCnrralen fülJun-
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11S)6 ·R. ~Q'orf und .f.. ~jeptnSlo&:. Wirkung "on "alogeniontn 

·gm·qtü~r~llt~. ;n der PhoSphal-Kalium-lösung fandm wir Ströme, derm Anfllll3"wer1It 
etW~ ao pA·lagm, die. aber sdlOn nad! einer Minule auE elwa 2 pA abgefallm warm. Nam 
halbtn Stunde ;"ar iiberhaupt kein Stromßull mehr namweisbar. 

Ja haJogenidhaitigen Ele!urolYlen waren die Werle für den StromßuB dagegen erheblich 
groBen .. Neben erhöhten Anfangswerren beeindruckt vor allem der annähernd kODllt1lD1Ie Dauen 
in den genannten Lösungen von Chlor. Fluor und Brom (Abb·4l. Die lodlö8ung un~redleidet 
in ihrer Wirkung !taum vom Speichel. 

In einer weiteren Versudlsreihe wurde die kleine Amalgamelektrode von 20 mmn liegen eine 
1101\ 180 mmt lIusgetausdlL Dadurdl sollte eine Mundsituation imitiert werden, bri der ein 78117. 

Goldinlay mit mehreren si&! berührenden Amalgamfüllungen Kontakt hat. Die cmtDprech· 
Stronunessungen führen j~o&-. zu den glei&!en Resultaten .. wie sir in Abbildung <l dOf82!ltdlt 
Daraus kann man sdllielkn. daß die Größe des Stromes abhängig ist von dee Gröfk dri 
elektrode. Den anodisdten Vorgängen 8n .Irr Amalgamelektrode muß nämli<h ein hathcdilXher V, 
gang an der Goldelektrode entspre<hen. Ist die Goldclektrod" I<lein. so .sind aoo. die UmDeUWli 

vOlgänge gering . 
..-- Einen weiteren Beweis hierfür liefert die folgende VersudlSreihe, bei der 8um die Goldclekt 

Mdf 180 mmt vrrgröllo:rt wurde. Erwartungsgemäß stdhen sim eOlSpredtend höhere Stromwerte 

(Abb.5)· 
Aum in dieser grap/tisdtcn Darstellung wird deutlim, daR in den halogmidha1tism l.OO 

zwisd.en den beidl'll metalli~en Füllmaterialien ein ungleim stärkerer Strom Rießt aID in 
Polyphosphat-l<alium-lösung. Die ilorrosive Wirkung der Halogenionen ist jedod. unterllChl· 
der stärkste Effekt geht von Fluor aus. der geringste von Iod, während Chlor und Brom eine Mi 
stellung einnehmen. 

IDls!:tU50lon 

Die mitgeteilten Ergebnisse beweisen. daß den Iialogenionen bei der Kortosion der Amol. 
eine besorulere &deurung ;tukommt. Zwismen versdliedenen Arilalgamproben llieBt in halos· 
halrigen ElektrolytCß bei Kur7.~luß deswegen kein oder nur ein ganz gering« Strom, weil 
potentialdifferenz zwiS<hen ihnen nur gering ist. Wild at..'r eine Amalgamprobemit einer Goldp· 
Iturzges<hlosscn. 50 entstcht .:in beträmtlimer Oauemrom. Die Korrosion des Amalgama ist um 
stärker, je k1ein.:r sei ... e Fliid-oe im Vcrgleid-o zur Gcldel~ktrod~ ist. Mu~ eine kleine Prohe die Ipl 
für den Strom liefl'rn, so ist der Substanzvedust um so größer. 

Aum ohne Kontakt mit einer Golde\eklloJe verhält sidl das Amalgam in haJogmidhal· 
Elektrolyten aktiv .. wl"il bci konstant nieJrigem Potential \'cnnchrt Ionen in Lösungen gehen. 
sidl in einem Gewidltsvcrlust.!er Pr~ bemerkbar madll. 

b~mmf"Gsang 

,-.... In experimcfllellen Untersumungen wurde festgestellt. daß Amalgam in hQlogenidhcl~ 
:n riner verstärkten Korrosion unlerlil'gt. Als Ursadle hierfür wird angenommen, daS di~ H 

iooen die Bildung von D:&sdtidltcn, die in halogenidEreien Elektrolyten rin relativ edleo Vedtnl 
des Amalgam$ bewirken. verhindern oder stark verzögl"rn . 

SiGmmarry 

ElIptriment~1 studies discltlscd Ihat amalgam is subi«t 10 increased COfrosion in 
amlaining halogenide. Ir is assumcd Ihal this is caused by Ihe halogen iOllD prevmtin{! 
slrongly rera,dillg the d~."d()rment ur ,UVl'r IaYl"S whim tause a relatiwly tiM ~havlor 
amalgam in .. ll'Ctr"lrtl-'; uE hill .. gl'ni,Jl~. 

IIt~Dme 

On a cOnst31\;. "'r5 ,1·~IUtI,'S ,·xpbimcntalc-s. '1u .. I'amalgame esl saumis, en oolutions ron· 
de I·halogenu'". ii une currosiun renforcee. On suppose quc la cause m est Je fail que In i 
halogenes empMlent lIU rctardenr considerablement la formation de coudteG de rouverlUre sr, 
auxquellts l·am~lgalllc sc: eumpulte sensiblement comme un ~tal prmewc. 

Amcl,,;ft ,I.., \'",./Ss,.,: 1'.;t,.-l),,~. 'h. R. M."xko,s u",1 Vr. E. Piepenstodc. Polikli1lik 111I41t;lj 
•.•• " .. 1 ... \1 .... 1. "",/ /O:i.·,.·,lr .... lh .. il.·,. )! ~1j.",ln (We.,f.l. Robtrt-Kom-5t' .. fl~ 1711 • 
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I 

C Potlurllmn, Unte'6sd".,.gcrs i4~v Mn·Dors 1.97 

i imi TKlElWJUrn: J&a 1lJtt,J,1~ tI.,IIR '\.I .. onnu,,~ fragen. ob er nodt eine andere Erklärung als die 
f1mroo~rodIeinungm für die OU<ia !.Imlo.h brobamlclc Wirl<ung der Elemente Amalgam und 
;cmd hal. da die AmalgamfüUung b:wndC'rt ~i einem l(onlal<1 im Al'prOllimalraum vielfam sekun­
:&m KariCll. inobnondere Dm ginginkn Rand zeigl. 

I s&duBwort von Herm MAIlDtlOIlS: Wenn IOlsimlic:b zwismen Gold und Amalgam ein Kontakt 
r::roidlt. IIjdlt ein Strom. Dafür sind Ionen nOlw .. ndig. also iSI eine Auflösung dl!5 Amalgam nOI­

. t::mIdig. Nun in wahrsmrinlic:b. da8 di .. Stabilität der Füllung an den Rändern sm gering5len ist. 
l>ao otimmt ü~rein mir den zw~i BilJem Jer poJirlten unJ unpolierten Plobe. Ich hs~ ZWJIT 8es.8'. 

:doß lIUlIl dafür k .. im ErWörung hot. Es ist o~r anzunetunm. da8 das Gitter instabil ist und da8 
. ~rc.dC' Dn dn St~\Ie die Ic:nm in Lösung gehen. die für den Stromftu8 ~nöligt ",erden. Da, würde 
, .......... , ............... ~i~'M .... "'_ rin V ........... M_;~ 

I 

'\un cIo. t(ona .. ",io.ondOll Abloiiuag (lei"'<: P.ol. 0..0 •. W. KaK"", der Klinik für lohn., Mund. tIInd Kiofe.h.onh. 
IlOib der UniYO<llit4Il\1lo;"" (01.01<'0,: P,oI. 0 •. F. Jung, 

I T1lINCperimmftiflill~ rusRoHcgische lUnießUndlllUlIllIgellU übeli' Mer-lDollU 

f VQ:!! C. PornMANM 

,
! Eine eigene MiniD<he Erprobung des Füllußg5materialt Mer-llon an 78 Zähnen hatte ergeben. da8 

t. das Material nimlaill {arbbeständig beuidlßft werden hon.,; 
I 20 lUlah ei~r liegOOcuer \7on einem Jahr et"'~ ein Drind der Füllungen !teinen aBseitig einwand­
i tmen Randc&.luS mehr aufwiesen; I ).Im Füllangm im Molorenlmcic:b ßich deutlicM Abrasiunsenc:beinungen zeigten. 

! Di~ kliniKhe Ergdlnis !tann nur im Verglrim mit ckn üblid!en plaslismen FüUURß5II\Sterialien 
i ß'Z'!!Utd werden. die ebenfalls I<cine i.fealm Resultale erzielen lassen. Während der Kontrollzcit 
i VOll einem Jahr honnten wir. obwohl teilweise auf eine spezielle Unterfiillung verzidttel wurde. in 
I lWnem hll du Auftn:llen einer Iikul~n PulpitiS oder einen zwismenzeillim erfolgtm Pulpeniod 
. ~tellen. Die Prii(unS war mittels Oentutnt erfolgt. Ober die Pulpensmädlichktil von Füllungs-

materiolien hann aufgrund hlinismer Unlersumungen nur bedingt ein Rüdts&.luB gezogen werden. 
EniOdteidend iSI der Zustand des Zahnmarks im hiSlologisc:ben Bild. Mer-Don IIlellt ein Füllungs­
m&lteriai auf KunslstoffbllSis dar. und wir wisseR. daS alle diese Malerialim das Zahnmark bei 
direhtem Kontakt mit dun [)cl1Iin zu sc:bädigen vermögen. . 

Es wurden daher Tiervcnsuc:be an Osburne-Mmdel-Raueft vorgenommen. Da die Rattenmolaren 
'\1lfkrordmtlim klein sind. erfordeu die Pripllration eine Einarbeirungszeit sowie spezielle Maß­
.dunen. In einer Versumswihe wurde die I'rära~ation mittels Fissurenbohrer ~i einer Umdrehungs-
4!ahI von 8000 Touren durchgeführt. Die enlsrremenden Minialurbohrer wurden bis auf 1 mm 
an ihrer Spitze mit einml Kunststoffmanrel vetsdten. DaduM !"mnte die Eindringtiefe des Bohrers 
ou§ diese Strtdte ~s&.riin"t ""erden. 

An vier Tieren wurdm jeweils die o~ren ersten und zweiten Molaren. insgesamt also 16 Zähne. 
miR entllpre&!enden Kllviaäteß und Füllungen \'ersehen. Die Tiere wurden durdl Injeluion von 
1.)1 ml IEvipan·Nafrium-lLösung intromuskuiiir in Nllrllose verSetzt. Die Präparation erfolgte aus 
tJi:&mill&}..n Griinden ohne Spray-Kühlung. Es wurden zentrale Kavitäten von eiBer Länge von erwtl 
1 bio 3 mm ges&.affm.- mit etwas pulpenwärts divergierenden Wänden. In keinem Fall erfolgte eine 
artifizielle Eröffnung ein Zahnmarlt .. -s. Die vier Tiere wurden "ad! ). ~. S und 6 Woc:ben gelötet. . 
No&. der üblimen histoiogiKhen Veratbcilung wurden Sc:bniue von 20!4 Didte hergrst~lI. und 
mi~1D UatmUlRoltilin-Eosia nac:b Delafield gefärbt. 

Zum Vergleich wurde wi jedem Tier von den unteren Molaren jeweils ein un~handelter Zahn 
hloiOlogiac:b verarbrirea. Ba diesen Zähnen tlC'i auf. daS 

0) die Pulpm vital und ohne palhoJogisme Veriinderungen I!1sren. 
b} regreooive Veränderungen fehlten und 
c) diese Zöhne teilweise Srkundärdentinbildung aufwinen. 
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